
I 
~ • V 

Informationsbrief 
Technologie Orientierte 
Unternehmensgründungen 

Ein Modellversuch des 
Bundesministeriums für Forschung 
und Technologie (BMFT) 

Belegexemplar 
!SI-SCHRIFTEN 

Bitte nicht entfernen 

Zum Beispiel ... 

"SIOiERlJliG" ffl MINIATURE 

Nicht nur ärgerlich, sondern im 

Ernstfall sogar extrem teuer wird es, 
wenn infolge einer indirekten Blitzein­
wirkung, eines Schaltvorgangs im Stran­

netz, durch vorbeifahrende Eisenbahnen 
crler das Anfahren eines großen elektri­

schen Aggregats tlberspannungsspi tzen 
auftreten. Die schnellen und energie­
reichen Uberspannungstransienten - wie 

sich der Physiker ausdrückt - können 
Elektronik zerstören, Bauelemente in 
ihrer Funktionsfähigkeit beeinträchti­

gen, Speicherinhalte löschen oder zum 
Ausfall ganzer Systerre führen, lange 
bevor die Sicherung im Stromnetz ange­

sprochen hat - sofern die auf die kurz­

fristigen Spitzen überhaupt reagiert. 
Durch den bloßen Einbau von speziellen 
Schutzbauelementen lassen sich diese 
Problerre nicht beherrschen, dazu sind 

rrehrstufige Elektronikschaltungen in 
Form koopletter Problemlösungen n:Jtwen­

dig. 

Solche Problemlösungen waren die 
Prcrluktidee, mit der Dr. Wolf-Dieter 
Oels sein Unternehmen TELEM Protectro­

nic GmbH im Mai 1983 in Witten gegrün­
det hat. Mit dem Aufbau von Unternehmen 

hat er bereits Erfahrung: Dr. Oels, 
Jahrgang 1939, prarovierte nach einem 
Physik- und Mathematikstudium über 

elektronische Werkstoffe und war ab 

1968 für einen internationalen Konzern 
tätig, für den er beim Aufbau zweier 
Betriebe von der Gründungsphase an da­

bei war. Der eine davon ist ein Sili -
ciurrwerk mit heute über 1.000 Mitarbei­
tern; aus dieser Tätigkeit heraus war 
Dr. Oels ein Jahr in Kalifornien und 

Gegen Oberspannungs­
spitzen gesdlützte 
Kabelveroimungen für 
elektrcnische Anlagen 
gehören zun Produkt­
programn der TELEM. 

weiter auf 
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ZU DIESER AUSGABE 

Mit der Ausgabe 3 des TOU-Inföbrie­
fes hatten wir Sie nach Ihren Wünschen 
an den Infobrief gefragt. Die relativ 
vielen Rückläufe haben uns gezeigt, daß 

der Infobrief Ihr Interesse findet. 
Viele Leser wünschen, daß wir rrehr 
Fallbeispiele technologieorientierter 
Unternehmensgründungen vorstellen. In 
der Ausgabe 3 hatten wir mit der Firna 
Gen-Bio-Tee ja einen Anfang in dieser 
Richtung gemacht. 

Diese Ausgabe hat die Darstellung 
von Unternehmensgründungen aus dem Mo­
dell versuch als Schwerpunkt. Die sieben 
Beispiele, die wir Ihnen in dieser Aus­
gabe präsentieren, bilden hinsichtlich 
einiger Kriterien die Finnen im Modell­
versuch ab: Es sind Projekte in den Be­
reichen mikroelektronische Bauteile, 
Medizintechnik, Verfahrenstechnik, Mes­
sen/Steuern/Regeln, Maschinenbau und 

Luftfahrzeugbau. Vier Unten1ehrren wur­
den von Einzelpersonen gegründet, drei 
von Team,. zwei Gründerteams kcrctren aus 
Hochschulen und Forschungseinrichtugen, 
einer hatte zuvor ein Ingenieurbüro, 
viernal waren die Gründer zuvor - teil­
weise langjährig und in eXfX)nierten 
Stellungen - in der Industrie beschäf­
tigt. Es sind Unternehrren, die bereits 
jetzt mehr als zehn Mitarbeiter be­

schäftigen und Firnen mit -weniger als 
fünf Mitarbeitern. 

Spalsoren statt Abamenten 

Mit unserer Umfrage haben wir noch 

einen weiteren Zweck verfolgt: Der BMFT 
hat bisher die gesamten Kosten des In­
fobriefes getragen. Druck und Versand 
des Infobriefes missen künftig anders 
finanziert werden. Trotz der Bereit­
schaft einer Mehrheit der Fragebogen­
Rücksender zum Abonnement wollen wir -
damit der administrative Aufwand auf 
ein Minirrrum begrenzt bleiben kann - zu­
nächst einen anderen Weg versuchen. Zur 
Deckung der Druck- und Versandkosten 
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sind wir auf die Suche nach Sponsoren 
gegangen. Telefonisch liegen uns 'te­

reits einige Zusagen vor. Ab der Ausga­
be 5 werden wir die Sponsoren im An­

schluß an das Irrpressum nennen. MM 



schließlich Betriebsleiter für eine 
Produktionsstätte mit 300 Beschäftig­
ten. Hieraus resultieren seine Kontakte 
zur europäischen und US-amerikanischen 
Halbleiterindustrie. Anschließend hat 
Dr. O::!ls den Produktbereich Fernkopie­
rer dieses Konzerns aufgebaut, mit dem 
er einen Jahresumsatz von 30 Mio IM er-

/' 
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reichte. Wahrend dieser Tätigkeit war 
er gleichzeitig Mitglied der deutschen 
Delegation beim CCITT, dem internatio­
nalen Beratungsgremium für Fernmelde­
technik in Genf, und Leiter einer in­

ternationalen Firmenarbeitsgruppe. Ab 

1977 war Dr. O::!ls dann als Vorstands­
sprecher eines Unternehrrens in Witten 
für den Geschäftsbereich Geräteschutz 
zuständig. Neben wissenschaftlich-tech­
nischem Wissen brachte Herr Oels also 

auch Erfahrungen sowohl im Aufbau von 
Unternehmen als auch im Managerrent mit. 
Dies gilt auch für die Marktseite; so­
wohl als Betriebsleiter des Silicium-­

werks wie dann später auch bei den 
Fernkopierern habe er aggressives Ma.r­
keting gelernt, und zwar für weltweite 
Märkte. 

Drei Regeln gegen schnel1e Transienten 
Für die Schutztechnik stellt er drei 

Regeln auf: Wenn man sich dazu ent­
schlossen habe, eine Gerätekonfigura­
tion vor den schnellen Uberspannungs­

spi tzen zu sichern, müsse nan erstens 

alle Ein- und Ausgänge ( Strom- und Si-
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gnalleitungen} schützen, zweitens die­
sen Schutz so nahe wie rröglich am Gerät 
anbringen und drittens für diese 
Schutzschaltungen einen gerreinsarren 
Erdungsbus vorsehen, um rrögliche ge­
fä.nrliche Querspannungen zwischen den 
einzelnen Leitungen und Geräten auffan­
gen zu können. Diesen Leitsätzen ent-

Problem tmd I&ung 
eines Geräteschutzes 
gegen schnelle 
Oberspann.mgsspi:tzen 
kann· Dr. O:?ls 
mit seinem 
Denonstrationskoffer 
eindrücklich aufzeigen. 
Foto: ISI 

sprechend entwickelt, produziert und 
vertreibt die TELEM eine Produktfamilie 
aus Schutzadaptern für verschiedene 
Elektronik-Schnittstellen sa.vie für die 
Stranversorgung, Schutzblöcke für Si­
gnal- und Stranleitungen auf gemeinsa­

rrern Erdungsbus für unterschiedliche 
Montagearten sa.vie Schutzkabel für die 
Verbindung zwischen den Schnittstellen 
verschiedener Geräte. Daru"ber hinaus 
entwickelt sie auch Schutzschaltungen 
nach Kundenspezifikation. Die• van der 
TELEM entwickelten Schutzschalter 
sprechen bereits nach weniger als einer 
Nanosekunde auf die schnellen Uberspan­

nungsspi tzen an und vertragen Stromstö­
ße von 5 KA pro Leitung (in Strarwellen 
von 8/20 Mikrosekunden}. Unabhängig vom 
Transienten verbleiben am Ausgang Rest­
spannungen von nur wenigen Volt über 

der rraxirralen Betriebsspannung. Das 
eigentliche innovative Produkt, das die 
TELEM mit der TCU-Förderung entwickelt, 
ergänzt diese Familie: eine Schutz­
schaltung in Hybridbauweise für den 
direkten Einba.u in elektronische Gerä­
te. 



---------------------------- -------------

Die Einsatzbereiche und damit die 
Märkte für sowohl das innovative Pro­
dukt als auch die bisherige Produktfa­
milie von TELEM sirrl sehr vielseitig; 
als Kunden stehen auf der einen Seite 
Hersteller von elektronischen Geräten 
bzw. Bauteilen, auf der anderen Seite 
Anwender, die ihre bestehenden Geräte 
zum Schutz vor Oberspannungen nachträg­
lich sichern wollen. Nach Ausstellungen 
auf verschiedenen Messen gingen bei der 
TELEM insbesondere auch Anfagen von 

Versicherungen ein, die ihr Versiche­
rungsrisiko verringern wollen, irrlem 
sie ihren Kunden den Einbau eines ent­
sprecherrlen Uberspannungsschutzes auf­

erlegen. "Streng genanrren, " so rreint 
auch Dr. Oels, "verkaufen wir eine 
elektronische Versicherung." Ein weite­
res, sehr spezielles Marktsegment stel­
len die Fernmeldebehörden dar; so ist 
zur Zeit bei der britischen Post eines 
der Schutzelemente der TELEM im Geneh­
migungsverfahren. Aufgrund seiner Er­
fahrungen in der deutschen Delegation 
beim CCITT kennt Dr. Oels die zei tli­
chen und Kostenaspekte, die mit solchen 
Genehmigungsverfahren verbunden sind; 
er kennt jedoch auch die Wege, solche 
Problerre gering zu halten, und ist mit 
den anderen Märkten nicht all zu sehr 
von den Ferrureldebehörden abhängig. 

Nach der Finrengründung bestand die 
TELEM zunächst aus fünf Mitarbeitern 
(zwei Physiker, ein Ingenieur, eine La­
borkraft und eine Verwaltungsangestell­

te} incl. Gründer. Jetzt, zwei Jahre 
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Die Arbeit an den Bauelenenten der 
kleinen Sdlutzschal.ter verlargt den 
Mikrcskopeinsatz. Foto: ISI 

später, beläuft sich der Mitarbe:i,.ter­

stand mit Teilzeitkräften bereits auf 
rund 20, in Vollzeitäquivalente ur-cge­
rechnet sind es rund 15 Personen. Ende 

des Jahrzehnts will die TELEM die 
Schwelle von 50 Mitarbeitern über­
schritten haben. Dieses Wachstuns ist 
von Dr. Oels von vornherein geplant: 
"Das, was in so einer Finna am rreisten 
Spaß rracht, nämlich die Entwicklung und 
dann das Erschließen neuer Märkte, kann 
rran sich nur leisten, wenn die Firrra 
kontinuierlich wächst." Das Unternehrren 
konnte bisher - vcn den TOU-Zuschüssen 
abgesehen - aus eigenem Kapital sowie 
Umsätzen aus den bisher bestehenden 
Produkten finanziert werden, auch die 
bis zum Jahresende noch ausstehenden 
Entwicklungskosten körmen durch eine 
Kreditbürgschaft abgedeckt werden. Da­

nach soll dann auch schon der Break­
even-point erreicht sein. 

Gel.egemeit 
Für Dr. Oels, der "die Selbständig­

keit sehen i.rmer als Ziel hatte", bot 

der TCl.J-Modellversuch die finanziellen 
Mittel, dieses Ziel jetzt zu errei­
chen. Das zweite übliche Defizit vor 
einer Gründung, die mangelnde Erfah­
rung, traf auf ihn ja nicht rrehr zu. 
Es sei i.rmer richtig, "seine Fehler in 
der abhängigen Beschäftigung zu rrachen 
urrl van anderen finanzieren zu lassen." 
Eine Kapitalbeteiligung sieht er mit 
gemischten Gefühlen. Daran gebunden sei 
eben die Gefahr, daß rran schnell zum 
Angestellten in der eigenen Firna de­
gradiert werde. Neben der finanziellen 
Unterstützung des Modellversuchs konnte 
die TELEM auch von Beratungsleistungen 
- insbesondere technischer Art - der 
betreuerrlen Technologieberatungsstelle, 
dem VDI-TZ, profitieren. Vom Standort 



Witten her hätte Dr. Oels als Zugang 
zum t-b:iellversuch auch die Technologie­
beratungsstelle Ruhr wählen können: für 
das VDI-TZ entschied er sidl insbeson­
dere aufgrund persönlicher Bekannt­
schaft mit einem dortigen Mi t.arbei ter, 
der ihn ab und zu auf interessante 
technische Entwicklungen au.firerksam 
rrachen konnte. Am rrEisten profitiert 
hat die TELEM aber derzeit vom Wetter­
gott: Die häufigen Gewittertage dieses 
Frühjahrs haben ihr die Auftragsbücher 
gefüllt. MM 

Zum Beispiel. .. 

INITialzündung 

Zu den seit Eröffnung der Technolo­
giefabrik Karlsruhe 1984 dort ansässi­
gen technologieorientierten UnternehrrEn 
zählt auch die Firrra INIT (Innovative 
Inforrnatikanw-endungen in Transport-, 
Verkehrs- und Leitsysterren GmbH). Sie 
ist seit Anfang 1983 in I<arlsruhe tätig 
und wurde von Dr. G. Greschner zusa.rraren 
mit einem beratenden Ingenieurbüro ge­
gründet. INIT ist einerseits ein typi­
scher Universitäts-Spin-off, anderer­
seits tauchten Problerre, die allgerrein 
als typisch für diese gelten, nicht 
auf. Dr. G. Greschner (Jahrgang 1946), 
nach dem Ausscheiden des beratenden In­
genieurbüros aus der Unternehrrenslei­
tung nach dern ersten Geschäftsjahr ein­
ziger Geschäftsführer, war vor der 
Gründung wissenschaftlicher Angestell -
ter am Institut für Informatik III, 
Reclu1ergestützte Automatisierungssyste­
rre von Prof. Schweizer an der Techni­
schen Universität I<arlsruhe (gleichzei­
tig eine der Landesberatungsstellen für 
Mikroelektronik) • 

Die Gründungsidee für die INIT Grrbll 

entstand aus der Tätigkeit an diesem 
Institut, aus dem mittlerweile zwei 
weitere Spin-offs hervorgingen. Der 
Wunsch zum Aufbau einer selbständigen 
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Existenz war beim Gründer schon sehr 
lange vorhanden, beeinflußt auch durch 
die Selbständigkeit des Vaters (wenn 
auch in einem ganz anderen Bereich). 
Industrienahe Forschung mit vielen Kon­
takten zu großen Industrieunternehrren 
an diesem Institut führte zu einer Rei­
he von Ideen und Lösungsansätzen, die 
sich nach Auffassung des Gründers im 
Wege einer Unternehmensgründung in Pro­
dukte umsetzen lassen. 

Konkreter Anlaß war ein Entwick­
lungsauftrag, doch wegen einer zu ge­

ringen Kapitalbasis erfolgte der 
Schritt in die Selbständigkeit zunächst 
als Dienstleistungsunternehnen mit der 
Zielsetzung, durch weitere Entwick­
lungsaufträge Y..nc,..,-ho.v und auch Finan­
zierungsmittel anzusammeln. Die Förde­
rung im Rahmen des TOU-Modell versuchs 
soll den Übergang vom reinen Dienstlei­
stungsunternehrren zum Anbieter korrplet­
ter Systemlösungen einschließlich der 
dazugehörenden Hardware errröglichen, um 
die Abhängigkeit von Großaufträgen und 
Einzelkunden zu u'berwinden. Spätestens 
mit dem Auslaufen der Phase-II-Förde­
rung im Rahnen des TOU-Modell versuchs 
soll eine konplette verrrarktungsfähige 
Systemlösung vorhanden sein. 

Diese innovative Systemlösung von 
INIT besteht in einem für den öffentli­
chen und privaten Verkehrsbereich kon­
zipierten Betriebsleitsystem, welches 
einen bedarfsgesteuerten Fahrzeugein­
satz sa.vie eine automatische Fahrplan­
Ist-Auskunft mit Hilfe eines Experten­
systerrs bei kostengünstigem Einsatz auf 
Mikrorechnen1 errröglicht. Die Entwick­
lung des Betriebsleitsystems, welches 
als eines der rrodernsten weltweit anzu­
sehen ist, baut auf dem im Projekt "Be­
triebsleitsysteme für flexible Be­
triebsweisen" erworbenen KnCM-hCM auf. 
In diesem Projekt, das mit F"örderung 
des BMFT von Messerschmidt-Bölko.v-Blohrn 
und Dornier Systerre durchgefuhrt wurde, 
war die INIT GnW Unterauftragnehmer 
dieser beiden Großunternehrren. Das ent-



wickelte Betriebsleitsystem ist seit 
einem Jahr in Betrieb. Innovativ ist 
die Korrbination aus Linienverkehr, Be­
darfsbussystem und die Anwendung von 
Methoden aus dem Bereich der künstli­
chen Intelligenz. Mittelfristig ist ge­
plant, sich neben dem Verkehrsbereich 
ein zweites Bein in der Rechnerkanrruni­
kation aufzubauen. 

Untypisch für ein Universitäts­
Spin-off war cei der Firne INIT QrbH, 

daß in der Anfangsphase keine Probleme 
auf dem kaufmännischen Sektor, d. h. im 
Rechnungswesen, bei Marketing oder Ver­
triebsaufrau usw. auftraten, da im er­
sten Geschäftsjahr noch ein kaufmänni­
scher Geschäftsfunrer tätig war und 
sich die Unternehmensaktivitäten in 
dieser Phase auf die Ab.vicklung einiger 
weniger großer Aufträge beschränkte. 
Probleme werden erst erwartet ceimwei­
teren WachstlllTI des Unternehrrens, beim 
Aufbau einer effizienten Organisations­
struktur. 

Zur Zeit sind sieben feste Mitarbei­
ter sONie Studenten der Fachrichtungen 
Elektrotechnik, Wirtschaftsingenieur­
wesen, Informatik u.ä., zusamren etwa 
drei Vollzeitäquivalente, im Unterneh­
rren tätig. Angestrebt wird, in fünf 
Jahren die Umsatzgrenze von 5 Mio DM zu 
uberschreiten. Gute Kontakte zum Insti­
tut für Informa.tik III, Rechnergestütz-
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Neben Messer 

sdunitt-Böl.kow­
Bl.ciun und Ibrni.er­
Systeme ~ aucn 
die INIT an einem 
viel diskutierten 
Projekt für 
flexible 
Nahverkehrsbetrieibe 
bet:eiligt. Iarauf 
baut das junge 
Unternehmen auf. 

Foto: INIT 

te Autorra.tisierungssysterre der Uni 
Karlsruhe, dem früheren Arbeitgeber, 
ernöglichen eine hohe Flexibilität cei 
der Personaleinstellung und eine kurz­
fristige Reaktion bei auftretendem Be­
darf, da bislang uberwiegend Studenten 
aus diesem Bereich entweder ins Unter­
nehrren als feste Mitarbeiter uberwech­
selten cder neben dem Studium tätig 
sind (personengebundener Technologie­
Transfer). Eine direkte Zusamrenarbeit 
auf technologischem Gebiet findet -zMar 
zwischen dem Institut und der INIT QnbH 

nicht statt, eher inforrrelle Kontakte 
mit einzelnen Assistenten. Auf deren 
Einstellung gegenüber dem Schritt in 
die Selbständigkeit scheinen erfolgrei­
che Gründungen wie die Firna INIT GmtH 

bereits Beispielwirkungen zu zeigen, 
zumindest was die Bereitschaft be­

trifft, eine Selbständigkeit als Be­

rufsalternati ve ins Auge zu fassen und 
Entwicklungen cder Problemlösungen auf 
ihre Eignung als Basis für e~e Unter­
nehrrensgründung zu überprüfen. 

Das Projekt, das INIT den Ubergang 
vom Dienstleistungsunternehrren zum An­

bieter karpletter Systemlösungen enrög­
lichen soll, cefindet sich zur Zeit 
erst in der Be.villigung für Phase II 
des TCl.J-Modell versuchs . Die F'örderung 
in der Konzeptionsphase umfaßte ein 
Marktgutachten und ein technisches Gut-



achten, erstellt durch van Gründer vor­
geschlagene Sachverständige, welche ihm 
wertvolle Hilfe leisten konnten bei der 
Beurteilung der Konkurrenzsituation und 
der Analyse des Stärke/Schwächen-Pro­
fils seines Unternehmens. 

Die Unternehmensaktivitäten begannen 
in gemieteten Geschäftsräurren in der 
Karlsruher Innenstadt. Mit dem Umzug in 
die Technologiefabrik Karlsruhe waren 
für das junge Unternehmen eine Reihe 
von Vorteilen verbunden. Im Verhältnis 
zu den übrigen Kosten, insbesondere An­

schaffung einer Computeranlage, ist die 
Raummiete ein nachrangiger Kostenfak­
tor, entscheidender sind jedoch die 
Y\Ollltllilikationsbeziehungen und der Er­
fahrungsaustausch auf der Gründer-Ebene 
und der Mitarbeiter-Ebene, Direkte Be­
ziehungen als Lieferanten und Abnehrrer 
hat INIT zur Zeit erst mit wenigen Un­
ternehmen innerhalb der Technologie­

fabrik. 
Eine erhebliche Kostenersparnis er­

brachte die Gründung der Rechnerbe­
triebs-Gesellschaft in der Technologie­
fabrik Karlsruhe GmbH (RGI') auf Anre­

gung von Dr. Greschner und der Unter­
nehrrens- und Technol03ieberatungs GrrtiI 

(UI'B), die das Management der Technolo­
giefabrik übernomnen hat. Diese Gemein­
schaftsgründung erfolgte durch Dr. 
Greschner mit zwei anderen Unternehmen 
der Technologiefabrik Karlsruhe, eine 
Konstruktion, die auch den Rechnerlie­
feranten Digital Equiprrent sehr inter­
essierte. Ungewöbnlich hohe Rabattsätze 
bei der Anschaffung der Rechneranlage, 
hbbere Auslastung aufgrund des Gemein­
schaftsbetriebes durch drei Firnen und 
die Möglichkeit für INIT, nach Ende der 
Entwicklungsarbeiten des im Rahnen des 
Modellversuchs geförderten Projektes 
bei der Lieferung korrpletter Systernlö­
sungen bereits als Großkunde gegenüber 
DEC auftreten zu können, sind die we­

sentlichen Vorteile aus dieser Rechner­
gemeinschaft. Aus juristischen und 

steuerlichen Gründen erfolgte die Grün-
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dung einer Gesellschaft mit be­
schränkter Haftung mit bedarfsentspre­
chender Festlegung der Kapazitätsnut­
zung. Den Imageeffekt einer Ansiedlung 
in der Technologiefabrik Karlsruhe 
sieht die INIT zwiespältig, überwiegend 
jedoch positiv. Bei Kunden wirke sich 
diese Adresse positiv aus, bei Banken 

eher negativ, da mit dem Starrlort in 
der Technologiefabrik die Vorstellung 
besonders riskanter Geschäfte verbunden 
ist. MI' 

Zum Beispiel ... 

Die Selbständigkeit war für Wilfried 
Busse schon :i.rmer das berufliche Ziel, 
wä.brend der Mechanikerlehre, dem an­
schließenden Maschinenbaustudium an der 
Fachhochschule und den folgenden sieben 
Jahren beruflicher Praxis. Die erwarb 
er sich bei größeren Industrieunterneh­
rren, :i.rmer in den technischen Bereichen 
Hydraulik, Pneumatik, Messen/Steuern/ 
Regeln. W"abrend dieser Jobs ''war ich 
imrer so am gucken, was denn so der 

Grundstein für mich sein könnte". So 

hat er ein Gespür für technische Pro­
bleme entwickelt, die gelöst "Werden 
mußten. Auf der Grundlage der dabei 
ausgereiften Ideen hat er ab 1978 für 
sich selbst weiterentwickelt und 1980 
rrehrere Patente angeneldet. 

Mitte 1980 begannen Patentstreitig­
keiten mit einem Groß-Konzern, bei dem 
Herr Busse daraufhin die patentrechtli­
che Freistellung verlangte und gegen 
den er vorsorglich eine Patentklage er­
hob. Der Groß-Konzern antwortete sei­
nerseits mit einer Klage gegen Busse: 
Für die HE.S Gesellschaft für hydrau­
lisch-elektronische Systerre mbH, die 
Herr Busse 1981 gründete, begann damit 
eine lange Zeit der Patentauseinander­
setzungen, die rrehr als einma.l am fi­
nanziellen Lebensnerv kratzten. 01:J.vohl 



Busse diesen Rechtsstreit 1983 vor dem 
Bundespatentgericht und 1984 vor dem 
Bundesgerichtsrof gewonnen hat, gehen 
die Auseinandersetzungen weiter. Der 
Groß-Konzern legt seither Einsprüche 
gegen jedes neue Patent des jungen Un­
ternehmens ein. Bis heute rcußten so 
rund 600. 000 a-1 für Anmeldungskosten, 
Prüfungs-, Erteilungs- und Erhaltungs­
gebiihren sc,..,ie für Patentstreitigkeiten 
aufgebracht wrerden. Die HES GrrbH hat es 

bisher überlebt. Dafür habe er irnner 

einen Weg gefunden, meint Busse, das 
eigentliche Problem liege mehr darin, 
daß er durch die Patentstreitigkeiten 
selbst und durch die Notwendigkeit, die 
entstehenden Kosten mit anderen Aktivi­
täten zu e:rwirtschaften, im Zeitplan 
seines Entwicklungsvorhabens natürlich 

ein gutes Stück zurückgeworfen worden 

sei. 

SpreDJl.adung aus 'Wasser 
Die HES Maschinenbau GmbH hat sich 

ein - relativ - konventionelles Stand­
bein geschaffen mit der Entwicklung und 
Fertigung von Prüfanlagen, van ein­
fachen Druckprüfstand bis zum rechner­
gesteuerten Prüfautomaten. Die Prüf­
stände werden eingesetzt für Hydropum­
pen und -rrotoren, Ventile für einge­
bundene und nicht eingebundene Schläu­

che, für Rohre etc. Auch die innovative 
Entwicklung 1::aut auf einem Gerät auf, 

dessen Grundidee allerdings nicht mehr 
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konventionell zu nennen ist. Rohrbefe­
stigungen, z.B. in W"ännetauschern oder 
anderen hydraulischen eo.er pneurrati­
schen Anlagen, werden bisher in der Re­
gel durch Schweißen eo.er Einwalzen 1::.e­

wältigt. Alternativ dazu bietet die HES 

GmbH eine Rohraufwei tungsanlage an, ein 
verfahren, das zwei der Nachteile einer 

Schweißung eo.er auch des mechanischen 
Einwalzens löst: Es ist zum einen um 

ein Vielfaches schneller, zum anderen 
wird dal::.ei die Gefahr der Spannungs-

Vorläufig hat die HES GltiI 
nur drei Mitarbeiter. 
Mit der Produktionsau:fnahne 
und dem Einstieg in d:m 
Vertrieb soll ms 
Unternehnen aber schnell 
und kontirnri.erlich W:1d1sen. 

Foto: ISI 

riß-Korossion vermieden. Bei diesem 
Verfahren wird das zu befe- stigende 
Rohr in den Rohrl::x:xjen gesteckt, in ms 
Rohr die Sonde einer hydraulischen 
Druckpistole eingeschoben, der Freiraum 
zwischen Sonde und Rohr automatisch ao­
gedichtet und dann durch hydraulischen 
Druck das Rohr an die Bohrungsinnenwand 
angepreßt, 'INOl::.ei sich die Bohrung ela­
stisch verformt. Dadurch entsteht eine 
gleichrräßige Verbindung des Bodens zum 
Rohr. Der Vorgang dauert _ pro Befesti­
gung etwa 15 Sekunden, Einer der Kunden 
der HES GnbH, der hydraulische Maschi­
nen herstellt, hat jährlich etwa 
300.000 Mobilverbindungen zu erledi­
gen. Mit seinem bisherigen Verfahren 
benötigt er pro Verbindung 17 Minuten. 
Kein ·wunder, daß der Rohraufweitungsan-
lage des Hern1 Busse großes 
entgegengebracht wird und 
Groß-Konzern dieses Patent 
seine Hand bekanren würde. 

Interesse 
daß der 
gerne in 



Die Entwicklungsarbeiten, für die 
Herr Busse und seine Firma in der zwei­
ten Phase des TaJ-Modellversuchs geför­
dert werden, sollen das bisherige Ver­
fahren noch weiter verbessern. Als Al­
ternative zum Schweißen oder zum Ein­
walzen wäre bei der Rohrbefestigung 
noch ein Verfahren denkbar, das mit ei­
ner Sprengladung die Rohraufweitung er­
reicht. Sicherheitstechnisch ist dieses 
Verfahren allerdings nicht beherrsch­
bar. Den Ablauf einer solchen Einspren­
gung, die praktisch auf dem Prinzip der 
Druck.welle basiert, glaubt Herr Busse 
auch mit einer hydraulischen Druckwelle 
erreichen zu können. Uber die Funk­

tionsdetails läßt er sich noch nicht 
aus, sie basieren jedoch auf Erfahrun­
gen aus einem arrleren Projekt. 

Die HE.5 GmbH hat ihren Firmensitz im 
Technologiezentrum Ruhr in Bochum, Die­

ses TechnologiezentrLnU ist rein privat 
getragen, das Maschinenbauunterneruren 
Schläger stellt dafür leere Räurre in 
seinem Fabrikgebäude zur Verfügung. Das 

Unternehmen übernirrrnt selbst für andere 
Firnen Lohnaufträge, beispielsweise im 

Prototypenbau ooer in der Herstellung . 
von Kleinserien. Auch Wilfried Busse 
greift auf das Angebot seines Vennie­
ters zurück: Neben vier insgesamt knapp 
60 qm großen Büroräumen hat er einen 
Werkstattraum von Schläger gemietet. 
Hier versucht er selbst ooer der Inge­
nieur, den er bisher neben einer Mitar­
beiterin für Sekretariat und Verwaltung 
beschäftigt, die am Konstruktionsbrett 
entwickelten Ideen in Funktionsrruster 
umzusetzen. Dabei greift er aber in der 
Regel auch auf Mitarbeiter von Schläger 

Maschinenbau, bei handwerklich kor.pli­
zierten Problerren insbesondere auf 
Herrn Schläger selbst zurück. 

"Der Tm-Modell versuch sp:i.rt mir 
sieben bis zehn Jahre Entwicklungszeit 

ein, " schätzt Wilfried Busse. Chne die 
TOU-Zuwendung würde er sein Ziel wohl 
auch erreichen, die notwerrligen Ent­
wicklungsaufwendungen müßte er dann je-
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doch ausschließlich aus Umsätzen seiner 
bisherigen Produktpalette erwirtschaf­
ten. Außerdem bestünde für ihn das Pro­
blem, daß der "Groß-Konzern, der meine 
Idee evtl. sehr schnell nachvollziehen 
kann," mit seinen finanziellen Möglich­

keiten der HFS GmbH zuvorkormren könn­
te. Auch Wilfried Busse merkt - wie 
viele der erfahrenen Gründer :im Modell­
versuch - an, daß die finanzielle Zu­
wendung aus dem Modellversuch für ihn 
die wichtigste Unterstützung ist; er 
betont aber auch, daß er durch den en­
gen und pennanenten Kontakt zur Techno­
logieberatungsstelle Ruhr viele zusätz­
liche Anregungen und vor allem Unter­
stützung bei Verhandlungen rrri.t Banken 
und Auftragnehmern außerhalb des Zen­
trums erhalten hat. 

Für seine Zukunft und für die seines 

Unternerurens hat Wilfried Busse sehr 
hoch gesteckte Zielvorstellungen. Der­
zeit beginnt er damit, Produktion und 
Vertrieb für seine Rohraufweitungsanla­
ge aufzubauen. Von der Anlage, die mit 

Die Werkstatt vcn HES im TZ lUlr 
Foto: ISI 

100 TDM gegenüber Konkurrenzprodukten 
gleich teuer, aber verfahrenstechnisch 

überlegen ist, will er in den ersten 
Jahren je.veils 10 bis 15 Stück verkau­
fen; diese Stückzahl scheint pessimi­
stisch kalkuliert, da die Verkaufser-



fahrungen mit der bisherigen Rohrauf­
weitungscmlage bereits in diesem Be­
reich liegen. Er rechnet auch mit einem 
Folgegeschäft, da er die benötigten 
Werkzeuge gleich mi. tliefern will. D3. 

aber auch die beiden Konkurrenten, die 
jeweils ein anderes Verfahren anbieten, 
bisher nur etwa 10 Prozent des Marktpo­
tentials ausschöpfen, rechnet er fest 
mit einer Wachstumsphase. Die bisher 
dreiköpfige Mannschaft der HFS GnbH 
soll sich bis 1988 zumindest verdoppeln 
und dann später kontinuierlich wach­
sen. Sobald sich zeigt, daß Busse einen 
wesentlich größeren Marktanteil errei­
chen kann, will er eine Kapitalbeteili-

Gründer- und Technologiezentren 

Mit der Erweiterung seiner Richtli­
nien zur Förderung von technologie­
orientierten Unternehmensgründungen hat 
der BMFT zum 1. November 1984 eine neue 
Variante des Modellversuchs geschaffen: 
Technologieorientierte Unternehmens-
gründungen, die einerseits sich in ei­
nem von 15 ausgewanlten Technologiezen­
tren ansiedeln und andererseits den 
Übrigen forrralen und inhaltlichen An­
forderungen der Richtlinien genügen, 
sind zur Antragstellung im Modellver­
such berechtigt. Die Zentren werden vcn 
den Bundeslärrlern im Benehmen mi. t dem 

BMFT benannt. 
Bei der Verteilung der 15 Zentren 

auf die Bundesländer wurde mit den Län­
dern ein Schlüssel vereinbart, dem die 
Bevölkerungszahlen zugrundeliegen und 
bei dem die bereits zum Modellversuch 
gehörenden sechs Regionen in Anrechnung 
gebracht werden. Von Norden nach Süden 
ergab dies folgende Verteilung: Jeweils 
ein Zentrum für Schleswig-Holstein und 
Bremen, drei Zentren jeweils für Nie­
dersachsen und Nordrhein-Westfalen, 

Rheinland-Pfalz darf ein Zentrum benen-
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gung suchen. Die Maxirre für ihn ist 
aber dabei, daß die HES GmbH ein inno­
vatives, entwicklungsorientiertes Un­
ternehmen bleibt, das die Ergebnisse 
seiner Entwicklung nicht an Kocpera­
tionspartner abtritt, sondern selbst 
herstellt und vertreibt. Deshalb will 
er mit der Zeit einen kaufrrännischen 
und einen technischen Geschäftsführer 
einstellen und sich selbst mehr der 
Unternehmenspolitik widmen. Als "Elder 
Statesman" will er seine Ideen in die 
verschiedenen Unternehmensbereiche mn 
der Entwicklung bis zum Vertrieb ein­
bringen, sie dann aber mn Mitarbeitern 
durchführen lassen. MM 

nen, Hessen, Baden-Württemberg und Bay­
ern jeweils deren zwei. Berlin, Hamburg 
und das Saarland wurden nicht berück­
sichtigt, da diese Bundeslärrler jeweils 
durch eine regionale Technologiebera­
tungsstelle mll abgedeckt ' -werden und 
deshalb dortige Gründer bzw. Unterneh­
men antragsberechtigt sind, ob sie sich 
nun in einem regionalen Technologiezen­
trum ansiedeln cxler nicht. 

Bei der Auswahl der Zentren sollen 
sich die Bundesländer an drei Kriterien 
orientieren: Die Zentren rrüssen u"ber 
ein qualifiziertes Management verfügen, 
die Möglichkeit zur Produktion so.vie 
zentrale Einrichtungen und Dienstlei­
stungen anbieten. Die Zentren selbst 
werden mm BMFT finanziell nicht unter­
stützt; die Beratungs- und Betreuungs­
leistungen, die im Rahrren der Antrag­
stellung, Entscheidungsvorbereitung und 
Al:Micklung der Phasen des MJdellver­
suchs anfallen, sirrl durch die Träger 
der Zentren zu finanzieren. E.s bleibt 
den Bundesländern allerdings unbenan­
rren, die hierzu ootigen Voraussetzungen 
zu schaffen. Die Bundesländer haben 
bisher lediglich acht Zentren 'benannt: 
Aachen, Bonn, Braunschweig, Hannover, 



VDI~ 

Grafik: ISI 

Kassel, Mannheim, München und Ulm. Die 

Ansprechpartner für diese Zentren sind: 

in Aachen: Herr Hepple, Tel.: 0241/43 
82 29; in Bam: Herr Wietbrock, Tel. : 
0228/22 84 130; in Braunschweig (Eröff­
nung des Zentrums Anfang 1986) vorläu­

fig Herr Bräcklein, Tel.: 0531/4 70 22 
03; in Hannover: Herr Gillner, Tel. : 
0511/3 56 31 10; in Kassel: Herr Free­
stone, Tel.: 0561/5 09 51; in Mannheim: 

Herr Seiler, 'l'el.: 0621/33 42 55; in 
Mündlen: Herr Riedelberger, Tel. : 

089/50 50 31 und in Ulm: Herr Kl(X)S, 
Tel.: 0731/17 31 53. 

Die Ansiedlung eines jungen, innova­
tiven Unternehmens in einem dieser Zen­

tren bedeutet jedoch in keiner Weise 
autorna.tisch eine Förderung durch den 
TOU-Modellversuch. Durch die Ansiedlung 
wird lediglich die Antragsberechtigung 

erworben; um in den Genuß der Förderung 
zu komrren, muß das Unternehmen selbst­

verständlich den forrna.len und inhaltli­
chen Anforderungen des Modellversuchs 
genügen. Dabei ist zu berücksichtigen, 

11 

daß für Innovationsvorhaben in diesen 
Zentren, an denen sich eine Wagnisfi­

nanzierungsgesellschaft beteiligt cx:ler 
die sich mit einer mikroelektronischen 
oder biotechnologischen Entwicklung be­
schäftigen, die Wahlfreiheit besteht, 
ob sie ihren Antrag auf die Ta.J-Förde­

rung u"ber das Zentrum, über die Risiko­
kapitalvariante - dann direkte Antrag­
stellung beim BMFT, Referat 411 mit be­
gleitender Stellungnahme der VC-Gesell­

schaft - oder die jeweilige Technolo­
gievariante des t-bdellversuchs stellen 
möchten. HK 

Das Fraunhofer-Institut für System­

technik und Innovationsforschung hat 
im Auftrag des Bundesministeriwns für 

Forschung und Technologie (BMFI') einen 
Videofilm über niederländische Grün­

der- und Technologiezentren erstellt, 
um den Zentrum.sini tiati ven in der 

Bundesrepublik p:::>sitive und negative 

Erfahrungen mit solchen Zentren 

zugänglich zu na.chen. Mit einer ersten 
öffentlichen Vorfilhrung am 15. Mai im 

Karlsruher Park-Hotel wurde der Film 
für den Verleih freigegeben. 

Der Film stellt beispielhaft ein 

GründerzentrUJn (Groningen), ein Techno­
logiezentrum (Enschede) s<:Mie zwei Un­

ternehmerzentren, die auf unterschied­
liche Weise und für verschiooene Ziel­

gruppen eher eine Mischform zwischen 
Gründerzentrum und Gewerbehof darstel­
len (in Den Haag und Alrrlere), vor. Alle 

vier Zentren werden zunächst regional 
zugeordnet und mit ihren Initiatoren, 

Trägern, der rechtlichen Konstruktion 
des ZentrUJnS und mit der Zielgruppe 
vorgestellt. Ein großer Teil der Dar­

stellung jedes Zentrums befaßt sich mit 
dem Gebäude, seiner Anlage, den RaUJn­

größen und der Baufinanzierung. Die un­

terschiedlichen Konzeptionen und damit 
die Erfahrungen, die Zufriooenhei t und 
die Kritik an den Zentren gehen aus In-



terviews mit Trägern, Managern und je­
weils zwei bis vier "repräsentativen" 
Unternehmern aus den Zentren hervor. 
Diese Info:rrnationen sollen dazu beitra­
gen, die - teilweise u"berzogenen - Er­
wartungen von Initiatoren, rröglichen 
Trägern und Mietern von Gründer- und 
Technologiezentren zu korrigieren, in­
dem für Konzeptdiskussionen eine sach­
liche Grundlage bereitgestellt wird. So 
zeigt der Film insbesondere, daß zu 
groß dirrensionierte Zentren oder auch 
eine zu großzügige Ausstattung mit ge­
meinschaftlich nutzbaren Einrichtungen 
nicht auf die erwartete Nachfrage sto­
ßen bzw. von den Unternehrrern im 'Zen­
trum als überflüssige Kostenfaktoren 
kritisiert werden. 

In einem Schlußteil des Filmes wer­
den allgerreinere Erfahrungen aus den 
niederländischen Gründer- und Technolo­
giezentren so zusarnnengefaßt, daß dar­
aus direkte Hinweise für die Planung, 
Errichtung und den Betrieb von Gründer­
und Technologiezentren in der Bundes­
republik resultieren. Der Film verweist 
hier insbesondere auf r,öglichkeiten, 
die Bau- und Betriebskosten eines Zen­
trums gering zu halten und ein Zentrum 
in die regionalen Aktivitäten zur Inno­
vations- und Existenzgründungsförderung 
einzubetten. 

Erfolge in der Uberl.ebenshilfe 
Aus der Gesamtschau des Filmes geht 

weiterhin hervor, daß die m3.ncherorts 
erwartete Beschäftigungswirkung der Un­
ternehmen in den Zentren lokale und re­
gionale Arbeits:rrarktproblerre bei weitem 
nicht lösen kann. Vcn den rund 500 Ar­

beitsplätzen in den vier vorgestellten 
Zentren sind etwa die Hälfte tatsäch­
lich neu entstarrlen. Volkswirtschaftli­
chen Nutzen sehen die Manager der vor­
gestellten Zentren in verschiedenen Be­
reichen. Zu Recht verweisen sie zu­
nächst auf Irrpulse zur Stimulierung von 
Innovationen im Einzugsbereich, die so­
wchl vom Zentrum selbst als auch von 
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einzelnen dort angesiedelten Unterneh­
nen ausgehen. Unterschiedliche Träger 
und Initiatoren Kcmrunen, Wirt­
schaftsförderer, Banken, Hochschulen, 
Beratungsgesellschaften und Industrie­
unternehrren - bringen in das Zentrum 
ihre jeweiligen Beiträge ein: Gebäude, 
Beratungskapazitäten, Finanzierungsan­
gebote, Technologie-Transfer und Büro­
dienstleistungen. 

Ein K:>dell des BOC 'l\ilente Foto: ISI 

Die Bündelung dieser - teilweise in 
das Zentrum verlagerten, teilweise 
erstmalig angebotenen - Beiträge führt 
zu einer effizienteren Nutzung. Die 
Träger, die ihr Engagerrent häufig als 
Experirrent betrachten, erzielen unter­
schiedliche Lerneffekte und können so 
ihre Aktivitäten zielgerichtet verbes­
sern. Das Ziel der Zentren, die hd1e 
"Sterblichkei tsrate" von Neugründungen 
(insbesondere Liquiditätskonkurse) zu 
reduzieren und den jungen Unternehmen 
nach Uberwindung der ersten schwierigen 
Jahre den Ubergang zur Wachstumsphase 
zu erleichtern, scheint nach den bisher 
vorliegenden Erfahrungen bei Zentren 
mit gutem Management und Image er­
reicht. Für die befragten Unternehmer 
ist die anerkannt gute Adresse eines 
Zentrums und ihre Wirkung auf Kunden 
und Finanziers wesentlich hilfreicher 
als direkte und indirekte Subventionen. 



Filnentleih statt Dienstreise 
Der Film hat eine Gesamtdauer von 

rund 100 Minuten, er kann aber durch 
seinen rrodularen Aufbau - zwischen 17 
und 26 Minuten je Zentrum - nach Aus­
wahl der für das jeweilige Publikum in­
teressanten Zentren auch in kürzeren 
Fassungen vorgeflihrt werden. Die Film­
dauer wurde von den Teilnehmern der er­
sten Filrrpräsentation am 15. Ma.i 1985 
auch aus einem anderen Grund nicht als 
Problem gesehen: Die Teilaufgabe, mit 
dem Videoclip Dienstreisen von Initia­
toren und potentiellen Trägern nach 
Holland zur Information über die dort 
gerrachten Erfahrungen zu ersetzen, sei 
erfüllt. Den Film können Interessenten 
beim ISI gegen eine Gebühr entleihen. 
Sie ist so gestaltet, daß für den er­
sten "Tag", der den Postweg hin und zu­
rück einschließt, DM 60, fÜr jeden wei­
teren Tag IM 40 in Rechnung gestellt 
werden. Auch der Ankauf des Films zur 
eigenen Ver:werrlung ist zum Preis von 
IM 750 rröglich. Ansprechpartner im ISI 
sind Frau Traxel, Tel.: 0721/68 09-179 
und Herr Welzel, Durchwahl -183. Mv1 

· Finanzierung 

W'ährend die über:wiegend in der 
Rechtsfonn der Aktiengesellschaft orga­
nisierten Großunternehmen ihren Eigen­
kapitalbedarf über die Börse befriedi­
gen können, fehlt bisher für die nicht 
oorsennotierten mittelständischen Un­
ternehmen ein leistungsfahlger Markt 
für Beteiligungskapital. Die Bildung 
vcn Unternehmensbeteiligungsgesell­
schaften (UBGs) als Kapitalsamrelstel­
len, die auch das von Kleinanlegern zur 
Verfügung gestellte Risikokapital tün­
deln und in den verschiedenen zulässi­
gen Beteiligungsfonnen in mittelständi­
sche Unternehmen investieren, soll dazu 
bei tragen, die Nachteile nicht törsen-
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notierter Unternehrren rei der Beschaf­
fung von Beteiligungskapital zu verrin­
gern. 

Um den ordnungspolitischen Raruren 
für die Gründung und den Aufbau von Un­
ternehrrensbeteiligungsgesellschaften zu 
schaffen, hat die Bundesregierung einen 
Gesetzentwurf vorgelegt, der sich der­
zeit noch in der Abstirmung befindet 
( siehe auch "Organisationsgesetz", 
TClJ-Infobrief Nr. 3). Ziel des Gesetz­
entwurfes ist es, nicht oorsennotierten 
mittelständischen Unternehmen den indi­
rekten Zugang zu den organisierten 
Märkten für Eigenkapital zu eröffnen 
und damit ihre Außenfinanzierungsrrög­
lichkeiten zu verbessern, sONi.e einem 
breiten Anlegerpublikum die Möglichkeit 
zu verschaffen, sich mittelbar an mit­
telständischen Unterneh!ren zu beteili­
gen. Die UBGs sollen den nicht oorsen­
notierten Unternehrren risikotragendes 
Kapital in den gängigen Beteiligungs­
fornen (Aktien, Karmandi t- und GmbH-An­
teile, stille Beteiligungen) anbieten, 
ohne dalnit über das Beteiligungsge­
schäft hinausgehende unternehmenspoli­
tische Ziele zu verfolgen. 

Unternehmensbeteiligungsgesellschaf­
ten sind in der Rechtsform der Aktien­
gesellschaft zu betreiben und durch die 
Ausgabe von Aktien zu refinanzieren, 
die nach Ablauf einer Gründungs- und 
Aufbauphase zur amtlichen Notierung 
oder zum geregelten Markt an einer in­
ländischen Börse zugelassen sind und 
über:wiegend öffentlich zwn Erwerb ange­
boten werden müssen. Weiterhin besteht 
für die Unternehrrensbeteiligungsgesell­
schaft eine gesetzliche Pflicht zur Pu­
blizität und zur Risikostreuung. Dies 
bietet dem privaten Anleger den Vorteil 
eines Risikoausgleichs gegenüber der 
Direktanlage. Damit durch die organisa­
torisch notwendige Zwischenschaltung 
der Unternehmensbeteiligungsgesell­
schaft als Kapitalsarnrrelstelle gegen­
über der Direktanlage keine zusätzliche 
Belastung bei der Verrrögens- und der 



Gewerbesteuer entsteht, wird die Unter­
nehmensbeteiligungsgesellschaft von 
diesen Steuern freigestellt. Die steu­
erlichen Mindereinnahrren des Staates 
werden bei der Venrögenssteuer auf nur 
ca. 10 Mio. IM jä.brlich und per Saldo 
auf geringfügige Mindereinnahrren bei 
der Gewerbesteuer geschätzt. 

Wichtige Einzelbestinmmgen sind: 
- Unternehrrensbeteiligungsgesellschaf­

ten nüssen u"ber ein voll eingezahltes 
Grundkapital von mindestens 2 Mio. IM 
verfügen und ihren Sitz und ihre Ge­
schäftsleitung im Inland haben. 

- Grundsätzlich sollen Anteile an min­
destens zehn verschiedenen Unterneh­
men gehalten werden. Diese Vorschrift 
ist jedoch nur zum Zeitpunkt des er­
sten öffentlichen Angebotes zwin­
gend. 

- Innerhalb von acht Jahren nach der 
Anerkennung als Unternehmensbeteili­
gungsgesellschaft rcüssen mindestens 
75 Prozent der Aktien der Gesell­
schaft öffentlich zum Erwerb angebo­
ten werden. Kann nur ein geringerer 
Anteil veräußert werden, sind diese 
Angebote jä.brlich zu wieder11olen. 

- A.1:Meichend von den Vorschriften des 
Aktienrechts darf eine Unternehmens­
beteiligungsgesellschaft Vorzugsak­
tien ohne Stirrmrecht bis zu einem Ge­
samtnennbetrag in Hähe des zweifachen 
Gesamtnennbetrages der anderen Aktien 
ausgeben. Diese Regelung soll zu ei­
ner größeren Akzeptanz des Instru­
ments UBGG fillrren und da.s öffentliche 
Angebot von 75 Prozent der Aktien er­
leichtern, ohne den Einfluß der Grün­
dungsaktionäre zu sehr zu beschneiden 

Skepsis 

In einem vorn ISI organisierten, halb­
jährlich stattfindenden Gesprächskreis 
"Risikokapital" wurde im Februar 1985 

der Gesetzentwurf mit Vertretern von 
Venture-Capital-Gesellschaften, Kapi­
talbeteiligungsgesellschaften von Kre­
ditinstitutionen und Ministerialen dis-
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kutiert. Insbesondere von den VC-Ge­
sellschaften wurden die ungenügenden 
steuerlichen Anreize kritisiert. Ent­
scheidend seien nicht die Vernögens­
und Gewerbesteuer, sondern die Versteu­
erung der Veräußerungsgewinne. Viele 
Vertreter der VC-Gesellschaften rrein­
ten, daß die Marktgängigkei t der ge­
planten UBGs für Kapitalbeteiligungsge­
sellschaften noch denkbar sei, nidlt 
aber für VC-Gesellschaften, die mit 1'Xr 

hen Ausfällen zu rechnen hätten und 
deshalb insgesamt Privatanlegern minde­
stens noch nicht zu verkaufen seien. 
r:as Ziel, private Anleger mit den UBGs 
stärker an privaten, nicht oorsenno­
tierten Unternehrcen zu beteiligen, sei 
verfrüht. Im Venture-capital-Geschäft 
befände rran sich derzeit noch eher in 
der "Nullserienphase", das heißt noch 
auf der Ebene institutioneller Anleger, 
die auch rral größere Verluste verkraf­
ten und trotzdem noch nachschie.ßen kön­
nen. Einige :rreinten sogar, daß das UBGG 
VC-Gesellschaften eher schlechter stel­
le als jetzt, da durch dieses Gesetz 
eine Neigung zur Änderung der Beteili­
gungspolitik in Richtung risikoärrrerer 
Beteiligungsobjekte entstehen könnte. 
Kritisiert wurde auch die Herabsetzung 
des Mindestkapitals von 5 auf 2 Mio. 
I:M, was angesichts der geforderten Un­
tergrenze von zehn Beteiligungen, der 
Gerrein-K.osten und einer Risikostreuung 
unrealistisch sei. Begrüßt 'Wl.lrde die 
geplante Änderung des Verhältnisses von 
Stanm-- zu Vorzugsaktien. 

Insgesamt ist das Unternehmensbetei­
ligungsgesetz für die Weiterentwicklung 
des Venture-Capital-Marktes kaum ein 
unterstützendes Instrurrent. Schon VC­
Gesellschaften beteiligen sich rur zu 
einem sehr geringen Anteil an jungen 
technologieorientierten Unternehmens­
gründungen. Bei den UBGs dürfte eine 
Beteiligung an TaJs aufgrund ihrer zu 
erwartenden Beteiligungspolitik und den 
speziellen Anforderungen dieser Vorha­
ben noch seltener sein. Si 



Finanzierung 

Am 15. Mai 1985 hat das Bundeskabi­

nett den Entwurf für ein "Börsenzulas­
sungsgesetz" gebilligt. Der Entwurf mit 

dem langen Ti tel "Gesetz zur Einführung 
eines neuen Marktabschnitts an den 

Wertpapierbörsen und zur Durchführung 
der Richtlinien des Rates der Europäi­
schen Gerreinschaften vom 5.3.1979, vom 
17.3.1980 und van 17.2.1982 zur Koordi­

nierung 1::örsenrechtlicher Vorschriften" 

beinhaltet seiner Uberschrift entspre­

chend als wesentliche Erweiterung des 

alten Börsengesetzes 
- die Einführung eines neuen Marktab­

schnittes zwischen dem bereits exi­

stierenden amtlichen Harrlel und dem 
geregelten Freiverkehr und 

- die Umsetzung der EG-Richtlinien zur 

Koordinierung der Zulassungsbedingun­
gen, Erstellung, Kontrolle und Ver­
breitung des Prospektes s<Mie der 
Veröffentlichungspflichten bei der 
amtlichen Notierung. 

Mit der gesetzlichen Verankerung der 
E3-Richtlinien sollen die Voraussetzun­

gen für einen europäischen Kapitalmarkt 
verbessert und der Anlegerschutz ver­
einheitlicht werden. Für kleine und 

mittlere Unternehrren redeuten die EG­

Richtlinien für den amtlichen Handel 
allerdings eher noch hbbere Zugangshür­
den. Mit dem neuen Marktabschnitt soll 
insbesondere kleinen und mittleren Un­

ternehroon der Zugang zur Börse und da­

mit die Beschaffung von Eigenkapital 

erleichtert werden. Voraussetzung für 
die Börsenzulassung ist dabei v,ei terhin 

die Rechtsfonn der Aktiengesellschaft. 
Bisher fehlte es in der Bundesrepu­

blik noch an einem Marktabschnitt mit 
leichteren Zugangsvoraussetzungen, der 
aber im Gegensatz zum geregelten Frei­

verkehr in die l::örsengesetzliche Rege-
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lung einbezogen ist. Im Vergleich zum 

Börsenhandel mit amtlicher Notierung 
ist der Zugang zu diesem neuen Ma.rkt­

segroont in mehrerer Hinsicht einfa­

cher. Dabei legt der Gesetzentwurf nur 

den Rahrren für den neuen Marktabschnitt 
mit geringeren Anforderungen an 

- den Mindestbetrag der zuzulassenden 
Emission, 

- das Alter der ani ttierenden Gesel 1-

schaft, 

- die Streuung der zuzulasserrlen Wert­
papiere, 

- die Publizitätspflichten SCMie an 

- die Zulassungsgebü'hren und laufenden 

Kosten 

fest und ü'berläßt es der Börsenordnung, 

die Einzelheiten zu regeln, Die Zu­

gangserleichterungen, insbesondere die 
eingeschränkten Publizitätspflichten 

bewirken ZW-dr im Vergleich zum Börsen­

handel mit amtlicher Notierung einen 
venninderten Anlegerschutz, man hat 
sich aber bei diesem Interessengegen­

satz bewußt für die Zugangserleichte­
rung entschieden. 

Freiverkehr bleibt unberührt 
Anders als in Großbritannien, Ita­

lien, Frankreich und den Niederlanden, 
die in den letzten Jahren ''Nebenbörsen" 

als neue Märkte für Beteiligungskapital 
aus der Taufe gehoben haben, gibt es 
solche hierzulande prinzipiell schon 

seit 70 Jahren in Gestalt des geregel­
ten Freiverkehrs. Er ist vor allem für 

solche Aktien gedacht, die für den amt­
lichen Handel wegen zu geringer Umsät­
ze, zu geringen Kapitals u.a. nicht 

oder noch nicht geeignet sind. Ein Cha­

rakteristikum des Freiverkehrs ist, daß 

Aktien kleinerer Gesellschaften 1nit hö­

herem Risiko und Chancenpotential ge­
handelt werden. 

Die wesentlichen Zugangserleichte­
rungen des geregelten Freiverkehrs im 

Vergleich zur amtlichen Notierung be­

stehen insbesondere in geringeren An­

forderungen an Formalitäten und Publi-



zität und der Prospekthaftung. Den Zu­
gangserleichterungen stehen auf der an­
deren Seite eine fehlende rorsenrecht­
liche Verankerung, ein geringerer Anle­
gerschutz und teilweise ungeklärte Haf­
tungsfragen gegenüber. 

Der ungeregelte Telefon- und der 
geregelte Freiverkehr waren in jüngster 
Zeit auch die "Einstiegsmärkte" für ei­
ne Reihe junger technologieorientierter 
Unternehmensgründungen. Der geregelte 
Freiverkehr hat sich in seinen Aus­
schüssen sc:Mie in deren Geschäftsord­
nung und Richtlinien einen eigenen pri­
vatrechtlichen Rechtsrahrren gegeben. Er 
bleibt durch das neue Börsenzulassungs­
gesetz in seiner privatrechtlichen Re­
gelung unberillrrt. 

Strittig in der öffentlichen Diskus­
sion über das Börsenzulassungsgesetz 
und das neue Marktsegment ist vor allem 
noch die "Monopolstellung der Banken im 
Emissionsgeschäft". Während insbesonde­
re seitens der niedersächsischen Regie­
rung dafür plädiert wird, diese "Mono­
polstellung" aufzuheben, verweisen die 
Mehrzahl der anderen Stellungnahmen auf 
die Gefahr eines "Börsenhandels mit un­
soliden Papieren" und halten insbeson­
dere die Prospekthaftung, aber auch die 
Emissionsbetreuung der Kreditinstitute 
für ein geeignetes Mittel des Anleger­
schutzes. 

Bleibt alles beim alten? 
Zwar rrögen die Banken in der Vergan­

genheit mit ihren mehr auf Kreditsi­
cherheit bedachten Prüfungskriterien 
den Weg mancher Aktiengesellschaft zur 
Börse gebremst haben; nachdem das Eis 
in den letzten Jahren - auch von Nicht­
banken - gebrochen wurde, dürfte dies 
jedoch zukünftig nur noch sehr bedingt 
gelten. Aktienemissionen, die den Anle­
gerschutz zugunsten eines kurzfristigen 
Verkaufserfolges vernachlässigen, dürf­
ten langfristig in diesem Marktsegrnent 
für alle Beteiligten wenig hilfreich 
sein. 
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Es bleibt abzuwarten, inwieweit das 
neue Marktsegment wesentliche Irrpulse 
für die Heranführung neuer Emittenten 
an die Börse auszulösen vennag oder nur 
zu einer Umschichtung zwischen den 
Marktsegmenten fillrrt. Die Vereinfachung 
des Zulassungsverfahrens allein ist 
kaum das entscheidende Stimulanz für 
den Gang an die Börse. Im übrigen ist 
die Verbesserung der bÖrsenrräßigen Rah­
rrenbedingungen nur ein Baustein für die 
Förderung der Risikokapitalbildung. Für 
junge technologieorientierte Unterneh­
nen dürfte weiterhin der Frei verkehr 
der "Einstiegsnarkt" bleiben. Si 

Berater 

BICJI'RBlCiffiIE I:llNDESWEIT 

Seit dem 1. Januar 1985 betreut die 
Kemforsdumgsanl.age J'tllidl durd1 ihre 

Projektträgerschaft Biotechnologie b.ln­

desweit den Modellversuch "Technologie­
orientierte Unternehmensgründungen 
(TOO)" für die Biotechnologie. Entspre­
chend den Schwerpunkten in der Biotech­
nologie-Förderung sind auch in diesem 
Modellversuch Verfahrens- und Produkt­
entwicklungen junger und neugegründeter 
Unternehrren von Interesse, die die Ge­
biete Gentechnologie, Zellkulturtech­
nik, Ehzymtechnologie und Verfahrens­
technik berillrren. 

Während in der Gentechnologie sowohl 
pflanzliche wie auch nicht pflanzliche 
Systeme betroffen sind, können im Be­
reich der Zellkulturtechnik Arbeiten 
auf dem Gebiete der pflanzlichen wie 
auch der tierischen Zellkulturen geför­
dert werden. Hierbei ist nicht nur die 
Entwicklung neuer Zellkulturtechniken 
von besonderem Interesse, soooern auch 
die Gewinnung von Inhaltsstoffen aus 
solchen Zellkulturen. Enzymtechnische 
Verfahren sehen die Herstellung und An­
wendung von geeigneten Enzyiren in Tech­
nik und Medizin vor. In letzterem Falle 



kann es sich t.nn Enzyme SONohl für die 
Diagnostik als auch für die Therapie 
handeln. Der verfahrenstechnische Be­
reich schließt die Bioreaktorentwick­
lung ebenso wie die dazuge11örige Meß-, 

Steuer- und Regelungstechnik und auch 
die entsprechende Entwicklung von Appa­

raten und Geräten für die Aufarbeitung 
und präparative Gewinnung von Biotech­

nologie-Produkten ein. 

Für den Interessenten an diesem Mo­
dellversuch ist es in jedem Falle rat­
sam, zunächst einrral in einem Kontakt­
gespräch mit der TOU-Arbei tsgruppe in 
der Projektträgerschaft Biotechnologie 

seine Ideen, die zu einem neuen bio-

Zum Beispiel ... 

In die Tretnüble der großen Luft­
und Raumfahrtindustrien v.0llten Konrad 

Herz und Georg Blech im Anschluß an ihr 
einschlägiges Studium nicht eintreten. 

Zusanmen mit Manfred Kleimann, der wie 
sie an der Technischen Universität Ber­
lin studiert hatte (Volkswirtschaft}, 

waren sie lange Jahre aktiv in der aka­

demischen Fliegergruppe (Akaf lieg} in 

Berlin. Dieses Hobby \vOllten sie mit 

ihrer Ausbildung verbinden und Flug­
zeugbauer auf eigene Rechnung werden. 
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technologischen Produkt oder Verfahren 

fi.fören sollen, zu diskutieren. Für je­
des aussichtsreiche Projekt erbringtdie 
Tal-Arbeitsgruppe dann sONohl eine ein­

gehende wissenschaftlich-technische als 

auch die - im Hinblick auf den Aufbau 
eines Unternehrrens eventuell erforder­

liche - betriebswirtschaftliche Bera­
tung. 

Interessenten wenden sich bitte an: 

Kernforschungsanlage Jülich Gm1::H 

Projektträger für Biotechnologie 
TOJ-Arbeitsgruppe 
Postfach 19 13 
51 70 J"ülich 

(Tel. 02461/61 55 43} E. Witte 

Deshalb begannen sie in der Endphase 

ihres Studiums mit den · Entwicklungsar­
beiten für ein Ultraleichtflugzeug. 

Nach etwa einem Jahr Entwicklungs­

arbeiten gründeten die drei Hobbyflie­
ger der Jahrgänge 1952 bis 1955 im 

Herbst 1983 die .Höbenflug-Leichtflug­
zeugbau GmbH. In einer leerstehenden 
Fabrikhalle in Lüneburg, die sie zu 

sehr günstigen Mietpreisen erhalten 

konnten, begannen sie mit der Modellie­

rung von Fonren, mit denen sie die ein­

zelnen Bestandteile ihres Flugzeuges 
ba.uen. Den Zugang zum Modellversuch er-

Die ersten Starts 

des Strata; 
verliefen 
erfolgreich, 
so.«:hl in der 
Ein- als aidl in 
der Ikppel­

deckerversion. 
Foto: hfl 



hielten sie über das Hamburger Institut 

für Technologieförderung (HIT}, dessen 

Einzugsregion auf eine Autostunde Um­
kreis um den Standort des HIT in Har­

burg definiert wurde. 
Für ein Ultra-Leicht-Flugzeug ist in 

der Bundesrepublik ein Maxirralgewicht 
von rund 1470 Newton (genau: 150 kp} 

vorgeschrieben. Um dieses Gewicht zu 
erreichen, wurde für Flügel und die 
Leitwerkstruktur die Glas--carbon-Kev­

lar-Bauweise gewäbl t, die Kanzel und 

der Flugzeugbug wurden aus kohlefaser­
verstärkten Kunststoffmatten rrodel­
liert. Seit dem Frühjahr 1985 fliegt 

der Stratos, wie die drei Gründer ihr 

Flugzeug nennen. Das Entwicklungsziel 

ist allerdings noch nicht erreicht, der 
Stratos wiegt vorläufig noch 158 kp und 

kann so nicht als Ultraleicht zugelas­

sen wrerden. Die Masse von 8 kg abzu­

specken, bedeutet noch eine enonne Ar­
beit, zuma.l die \Orliegenden Teile, von 
denen sie abgenorrmen werden rriissen, be­
reits jetzt extrem leicht sind. Von der 

Machbarkeit sind die drei Gründer den­

noch überzeugt, sie wissen bereits, wo 

die überflüssigen Pfunde stecken. So 

werden sie etwa 2 1/2 kg am Motor ein­

sparen, den sie fertig beziehen und 

dessen Zweiblattpropeller (Durchrresser 
1, 50 m} hinter dem Piloten angebracht 
ist und so das Flugzeug schiebt; von 

jedem der beiden Seitenruder können 
nochrrals 400 g eingespart werden usw. 

Die Entwicklung des Stratos er­

scheint auf den ersten Blick als eine 
"gehobene Bastelarbeit". Die Innovation 
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der Hbnenflug-Leichtflugzeugbau QnbH 

steckt neben der für TOU ausschlagge­

benden innovativen Anwendung nodernster 
Verbundwerkstoffe auch noch in einem 

anderen Detail: Das besondere Merkmal 

des Hfl Stratos ist seine Verwendungs­

rröglichkei t als Eindecker cxier Doppel -

deck.er. Die unteren Flügelteile sind 
mit "Wenigen Handgriffen über eine Zun­

ge, die in eine entsprechende Lasche im 

oberen Flügel eingefÜhrt wird, an die 
Enden der oberen Flügel anzustecken. 

Diese technische Lösung erforderte ei­
nigen Entwicklungsaufwand und setzt 

entsprechendes KnCM-how voraus; die 

technische Lösung wurde dann auch pa­

tentiert. Der Stratos vereint so die 

Vorteile des Eindeckers mit denen des 
Ix>ppeldeckers in einem Flugzeug. In oor 

Doppeldeckerversion sorgen die kurze 

Spannweite mit geringem Trägheitsrrorrent 
um die Längsachse und 2,5 m lange Quer­

ruder für geringe Kurswechselzeiten und 
damit für hdle Wendigkeit. In der Ein­

deckerversion sind mit einer Flügel­
streckung von mehr als 12 (Maßzahl: 

Spannweite zu mittlerer Flügeltiefe} 
Flugleistungen für wirtschaftliche Rei­
seflüge errröglicht. Damit erreicht oor 

Eindecker auch gute Segelflugeigen­
schaften (Gleitzahl 1:20}. 

Vonri.egend Ausl.aoosnerkte 
~bch vor Abschluß der Entwicklungs­

arbeiten konnten zwei Stratos bereits 
verkauft v.erden zu einem Preis von rund 
30. 000 IM. Dennoch ist der Markt in der 
Bundesrepublik nur zum kleinsten Teil 

In ihrer Werlcstatt 
sin:l die drei Gründer 
derzeit vonri.egerrl 
damit beschäftigt, die 
SdlablCXlell für die 
Fertigung der Bauteile 
des Stratos 2n cptimi.eren. 

Foto: ISI 



der Ziebnarkt Von Hb'henflug. Die fX)ten­

tiellen Kunden sind hier vorwiegend in 

den Aeroclubs zu sehen, nur teilweise 
bei den privaten Sportfliegern oder im 

Bereich der wirtschaftlichen Flugzeug­
nutzung. Dafür sind in erster Linie die 

Vorschriften in der Bundesrepublik, nur 
auf Flugplätzen zu landen, verantwort­

lich. Die drei Gründer setzen deshalb 
auf den europäischen Markt (insbesonde­
re Frankreich, v.o beinahe überall ge­
landet werden darf), auf den nordarreri­

kanischen und australischen Markt. Hier 
könnte der Stratos insbesondere in den 
landwirtschaftlichen Bereichen der Wei­

de-Ube:rwachung und Viehzucl1t Verwendung 

finden. Die hohe rraximale Abflug:rra.sse 
von 265 kg bietet zwar die Möglichkeit, 
Reisegepäck mitzunehmen; ein Einsatz 

als Sprühflugzeug würde aber einen Um­

bau der Flügel voraussetzen. In den USA 
kann der Stratos darüber hinaus nicht 

als Ultraleicht verkauft werden, da 
dort ein Maximalgewicht von 115 kp vor­

geschrieben ist. Unabhängig von diesen 

angepeilten Märkten haben die drei 
Gründer in der Zwischenzeit auch Anfra­
gen von der arabischen Halbinsel erhal­
ten, insbesondere Händler aus Saudi­

Arabien und aus Bahrain interessieren 
sich für den Stratos. 

Weitere Modelle geplant 
Neben den weiteren Arbeiten am Flug­

zeug (GeWicht Abspecken, Optimieren) 

liegen die Hauptaktivitäten der Gründer 

derzeit im Marketing. Dazu reisen sie 
mit ihrem Stratos im Anhänger an den 

Wochenenden zu den verschiedenen Sport­
flugplätzen in der Bundesrepublik, um 

ihr Flugzeug und seine Leistungen be­
kannt zu ma.chen. Daneben stehen Messen 

auf dem Prograrrm, insbesondere Anfang 
Juni die Messe in Paris. Für die drei 

Gründer war es - als Hochschulabsolven­
ten - nicht einfach, ihren Eigenanteil 
an der Finanzierung des Unterneh!rens 

aufzubringen. Ein zweites Standbein, 

mit dessen Umsätze sie die Entwick-
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lungsarbeiten hätten mitfinanzieren 

können, haben sie bisher nicht aufge­
baut. Durcl1 die Weiterbildung von Herrn 
Herz ist es jetzt nöglich, ab Herbst -

und künftig imrrer währem. der "Saure-

Als Doppeldecker ist der Strat()S beson-
ders -wendig. Foto: hfl 

Gurken-Zeit" im Winter - als weitere 
Einnahrrequelle einen luftfahrttechni­
schen Betrieb zu unterhalten, d,h. Re­
paraturen an Segel- und anderen Flug­

zeugen in Leichtbauweise vorzunehrren. 
Unabhängig davon sei es für die Uber­

lebensfähigkei t des Unternehmens aber 
notwen:lig, dem Stratos andere r.bdelle 
folgen zu lassen. Gedacht wird insbe­

sondere an M;)torsegler, die hbnere An­
forderungen für größere Höchst- sCMie 

Sink~ und Steiggeschwindigkeiten erfül­
len nüssen, und an sogenannte Einfach­

flugzeuge (einrrotorige Flugzeuge für 

die private Nutzung). Gerade für diesen 

letzten Bereich plant das Luftfahrtbun­
desamt, neue Nonren zu setzen. Mit ei­
ner Weiterentwicklung des Stratos glau­

ben die drei Gründer, zeitlich als er­
ste die neuen Nornen erfüllen zu kön­
nen. 

Trotzdem ist die Selbstän:ligkeit für 
die drei Gründer bisher und auch für 
die nähere Zukunft kein Zuckerschlek­

ken. Herr Herz ist sich mit seinen bei­
den Karpagnons darüber im Klaren, daß 
die bisherige Arbeit die Grenzen zur 

Selbstausbeutung weit überschritten 
hat. Um die Flugzeugfamilie schneller 



auf- und ausbauen zu können und damit 
früher in wirtschaftliche Bereiche vor­
zustoßen, ist die HÖhenflug-Leichtflug­
zeugbau GmbH nach Auskunft von Hern1 
Kleima.nn auf der Suche nach einem stil­
len Teilhaber. "Wenn wir zu dem einen 
Mitarbeiter, den wir bisher ceschäfti­
gen, noch weitere Kräfte einstellen 
könnten, bliebe auch rrehr Zeit für uns, 
den Vertrieb und die Weiterentwicklung 
beschleunigt anzugehen und so schneller 
das Unternehmen aufzubauen, das uns und 
die Mitarceiter ernährt." MM 

Zum Beispiel ... 

NATURIMKc:mENI'RAT 

Der TOU-Modellversuch will junge 
hochinnovative Unternehmen fördern. Das 
heißt nicht, daß nur junge Unterneh­
rrensgründer gefördert werden können. 
Dr. Adam Müller, Eigentümer und Ge­
schäftsführer der Müller Extrakt Corrpa­
nie Gm1::if in Coburg, hat bereits das 
sechste . Lebensjahrzehnt abgeschlossen; 
trotzdem versucht er heute unter hohem 
Risiko ein neues Unternehm9n auf der 
Basis neuer innovativer Produkte aufzu­
bauen. Sein junges Unternehmen ist auf 
dem Gebiet des Anlagenbaus und der Ver­
fahrenstechnik für die C02-Hochdruck­
extraktion von Naturstoffen tätig. Bei 
der C02-Hochdruckextraktion werden 
Drücke von 100 bis 500 bar angewendet. 
Unter diesen Druckverhältnissen und ~i 
hbberen Terrperaturen wirkt Kohlerrlioxyd 
je nach den speziellen Verhältnissen 
als mildes oder auch aggressives Lö­
sungsmi ttel. Es ist dabei rröglich, Na­
turstoffextrakte, die im pflanzlichen 
Ausgangsrna terial nur etwa O, 1 bis 5 
Prozent des Volumens ausma.chen, in gro­
ßer Reinheit zu gewinnen. 

Dr. Müller kann auf lange unterneh­
rrerische Erfahrungen im Bereich der 
Extraktion von Naturstoffen zurückgrei­
fen. Nach Chemiestudium und Prarotion 

20 

hatte er zunächst fünf Jahre cei einem 
großen Chemiekonzern und danach kurz in 
einem Unternehmen der Hopfenextraktion 
gearbeitet. 1962 begründete er mit meh­
reren Partnern zusamrren ein Unternehmen 
der Hopfenveredelung, von dem er sich 
1981 durch Verkauf der Gesellschaftsan­
teile löste. Dieses Unternehm9n ope­
rierte weltweit und nutzte auch Verfah­
ren und Patente, die Dr. Müller ent­
wickelt hatte. Seine Entwic~lungsarbei­
ten konzentrierte er 1977 in einem For­
schungslabor, aus dem im Dezember 1982 
auch die Müller Extrakt Companie her­
vorging. Beide in Coburg beheirratete 
Unternehm9n haben heute zusarrroon zwölf 
Beschäftigte. 

1981 wurde eine Vier-Liter-Pilotan­
lage angeschafft, die in erster Linie 
Versuchen und dem Testen von einzelnen 
Verfahrensinnovationen diente. Auf der 
Grundlage dieser eigenen Entwicklungen 
wurde 1982 eine 150-Liter-Anlage er­
stellt. Diese Anlage war bereits geeig­
net, IDhnextraktionen vorzunehrren, wo­
bei die eigentliche Zielsetzung der ge­
samten Entwicklung, die in einer erheb­
lichen Qualitäts- und Effizienzsteige­
rung lag, nicht erreicht wurde. Dies 
ist erst mit der im Verlauf der TOU­
Phase II entwickelten 400-Liter-Anlage 
rröglich geworden. Aufgrund der verän­
derten Stränungsrrechanik cei größeren 
Anlagen ist diese Volumenvergrößerung 
ein erheblicher verfahrenstechnischer 
Entwicklungsaufwand. 

Erste Verkaufsabschlüsse 
Währen:i für kleine Extraktions-Anla­

gen mehrere Anbieter existieren, ist 
dies in dieser Größenklasse noch nicht 
der Fall. In der Bundesrepublik exi­
stieren lediglich zwei selbst erstellte 
Großanlagen mit je etwa 20.000 Liter 
Volumen. Die von der Müller Extrakt 
Carpanie erstellte Anlage ist effizien­
ter, da Prirnärextrakte, die nach her­
kömnlichen Methoden in Il:5sungsmitteln 
hergestellt wurden, verarbeitet werden 



können. Hierbei ergibt sich ein sehr 
großer Sprung in der Qualität des Ex­
traktes. Mit der entwickelten Anlage 
ist nunmehr die Extraktion von Natur­
stoffen wie Kaffee, Tee, Tabak, Malz, 
natürlichen Farbstoffen und Hopfen in 

bisher nicht nöglicher Reinheit und 
gleichzeitiger Kosteneffizienz nög­
lich. Die derzeit existierenden Anlagen 
werden einerseits für die Extraktion 
von Naturstoffen für Testmärkte verwen­
det, andererseits dienen sie der Derron­

stration und Entwicklung kundenspezifi­

scher Lösungen bei Einzelaufträgen. 

Erste Verkaufsabschlüsse für Anlagen 

mit einem Volumen von etwa 1.400 Liter 

stehen kurz vor dem Abschluß. Das Un­

ternehmen befindet sich damit derzeit 

in einer entscheidenden Phase für die 
weitere Entwicklung. Da die Anlagenei­

ne eineinhalb- bis zwei jährige Liefer­
zeit haben, nuß mit erheblichen Vor­

laufzeiten gearbeitet werden. Dies 
führt auch zu einem erheblichen Kapi­
talbedarf für die Vorfinanzierung von 
Aufträgen. Die Anlagen sind in hohem 

Maße service- und anleitungsbedürftig, 

internationale Kooperationen mit ande­

ren Finren, die bereits auf dem Gebiet 
der Hochdruckextraktion tätig sind, 
oder auch mit Zulieferern sollen diesen 

Service auch bei entfernteren Kunden 
enroglichen. Hier profitiert das junge 

Unternehmen von den Verbindungen, die 

Die 400-Liter­
Anlage ~ 

Müller-Extrakt 
zur COi-Hochdruck­

extraktion ~ 
Naturstoffen ~ 

in der Phase II 

des lt>dellversudls 
entwickelt. 

Foto: [\filler 

Extrakt Conpa.nie 
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Dr. Müller während seiner langjährigen 

Tätigkeit aufbauen konnte. 
Herr Dr. Müller wurde durch die ört­

liche IHK an das orrr urrl damit auch an 

den TCU--Modellversuch verwiesen. Der 
bereits erreichte Stand des Projektes 

ließ eine Konzeptionsphase unnötig er­
scheinen, so daß das Projekt sofort in 
Phase II, der Produktentwicklungsphase, 
gefördert wurde. Dr. Müller ist der An­
sicht, von den Diskussionen mit dem 

orrr urrl dem BMFT in der Antrags- und 

Entscheidungsphase für sein Konzept 
profitiert zu haben. Nach seiner An­

sicht wäre das gesamte Entwicklungspro­
jekt ohne die Mittel des Ta.J-Programns 

nicht rröglich gewesen, da es seine ei­

genen Mittel bei weitem ü"berstiegen 

hätte. Das Unternehrren könnte in diesem 
Falle nicht im Bereich Anlagenbau tätig 

werden - dieser Aspekt war für die För­
derentscheidung des BMFI' ausschlagge­

bend - , sondern hätte sich auf die 
Lohnextraktion von Aranastoffen mit der 
bereits vorhandenen 150-Liter-Anlage 
beschränken nüssen. Das schwerwiegend­

ste mittelfristige Entwicklungsproblem 

sieht Dr. Müller darin, eine ausrei­
chende Kapitalba.sis zu schaffen, die 

ihm die Vorfinanzierung einzelner Auf­
träge ernöglicht. Hier will er in naher 

Zukunft versuchen, mit Banken oder Ri­
sikokapitalgebern eine Lösung zu fin-
den. HK 



Zum Beispiel ... 

Manches Produkt, das unter dem Mar­

kennamen eines Großunternehnens wel t­

weit vertrieben wird, wurde in einem 

kleinen Unternehmen entwickelt lll1d her­
gestellt. So auch die Mini-Scale 1000 
der Firnia Elwa Schallrco GrribH, eine 
elektronische Porta.vaage mit Anzeige 

des erforderlichen Portobetrags für w­
terschiedliche Sendungsarten bei größ­
ter Genauigkeit im gesamten Wägebe­
reich, welche von drei Großanbietern 
als Ergänzung in ihr Vertriebsprograrmn 
aufgenonrnen wurde. Y-napp zwei Jahre 
dauerten die Entwicklungsarbeiten in 
dem im Februar 1983 gegründeten Unter­
nehrren, das damit in eine Marktlücke 

stoßen will, in der größere Unternehmen 
keine Chance sehen. 

Der Entwicklungsprozeß dieser tech­
nologieorientierten Unternehrrensneu­
gründung verlief eher untypisch. Weder 
waren die beiden Gründer, Herr Schallrco 
(Jahrgang 1937, Mechaniker) und Herr 
Sauer (Jahrgang 1949, Fernsehtechnik.er 
und graduierter Betriebswirt) vor der 
gemeinsainen Unternehmensgründung im 
gleichen Unternehmen tätig, noch wurde 
die Gründungsidee während der vorange­
gangenen· abhängigen Beschäftigung ge­

boren. Die Firna Elwa Schallrco entstand 
dank der Förderung des TaJ-Modellver­
suchs quasi durch einen Härtungsprozeß 
(bezogen auf das technische Niveau der 
Produkte), aus Herrn Schallnos ehemali­
gem Unternehmen für Prcrlukte von gerin­
gem technischen Niveau (Lichtorgeln, 
Lichtef fektanlagen), über die geneinsa­
me Entwicklungsfinna für kundenspezifi­
sche Aufträge bis hin zur Entwicklung 
eines eigenen Produkts und dessen Fer­
tigung in eigener Prcrluktionsstätte. 
Ziel ist es, ein Produktionsprograrrrn 
rni t verschierlenen Waagensysterren 
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Briefwaagen, Farbenmischwaagen und 
Stückgutzählwaagen - für den allgemei­
nen industriellen Bereich aufzuba.uen. 

Längerfristig zielt das Unternehmen 
mit seinen Prcrlukten auch auf die Bun­
despost als wesentlichen Abnehrrer, dies 
setzt jedoch eichfähige Waagen voraus, 
welches ein langwieriges Prüfverfahren 
bei der Technisch-Physikalischen Bun­

desanstalt notwendig rracht. Zur Reali­
sierung dieses Ziels ist die Entwick­
lung eines 30-kg-Paketwaagensystems ge­
plant als Karponente eines nodularen 

Baukastensystems mit Schnittstelle zum 
Rechnersystem der Post. Die für kleine 
und mittlere Unternehrren häufig auftre­
tenden Markteintrittsherrmnisse zeichnen 
sich bereits ab: Zwei Anbieter vereinen 
den überwiegenden Teil der Marktnach­
frage auf sich, ein eigenes, gut ausge­
ba.utes Vertriebsnetz wäre bei eigenem 
Vertrieb notwendig, für einen Teil des 

Produktprograrms rruß ein großer insti­
tutioneller Abnehmer gewonnen werden. 

Vor- und Nachteile des Stardorts 
Nach den ersten beiden Jahren des 

gemeinsamen Unternehmens schätzen die 
zwei Gründer, daß die Anlaufphase mit 
der Entwicklung der Gründungsidee bis 
zur Serienreife, der Einrichtung der 
Produktionskapazitäten s0tvie der Markt­

erschließung beendet ist. Die Umsatz­
entwicklung zeigt den für technologie­
orientierte Neugründungen typischen 
Verlauf: Verdreifachung der Umsätze im 
letzten Geschäftsjahr und en-.rartete 
Verdoppelung in diesem Jahr. Die Be­
schäftigtenzahl, neben den reiden Grün­
dern sind zur Zeit 6 Personen tätig, 
soll im Laufe dieses Geschäftsjahres 
durch qualifizierte Fachkräfte ver­
stärkt ,,.;erden und mittelfristig auf 12 
bis 15 Personen anwachsen. Der Standort 
Saarland hat im Hinblick auf den Ar­

beitskräftebedarf Vorteile und Nachtei­
le. Positiv ist, daß durch Produktions­
kürzungen in einem Werk der Aro-Tele­
funken N3 in der Region geeignete Ar-



bei tskräfte für die Eigenfertigung rei 
niedrigem Lohnniveau vorhanden sind, 
negativ wirkt sich der Mangel an quali­
fizierten Fachkräften, z.B. Elektroni­
kern, auf das Unternehrnen aus. 

In enger Kcoperation 1nit der Univer­
sität Kaiserslautern wurde die Entwick­
lungsarbeit für die Elektronik der 
Portc,,,.,aage Mini-Scale durchgefÜhrt, der 
~1echanikteil wurde ausschließlich im 
Unternehrren selbst entwickelt. Die neu­
artige Waage basiert auf dem Prinzip 
der Kraftkorrpensation, ¼Odurch in Ver­
bindung 1nit einem Monoblock aus Alumi­
nium nach der Herstellung keine Ju­
stierarbeiten notwendig werden. Dies 
enröglicht sehr präzises und kostengün­
stiges Messen. 

Ohne die F"örderung im Raruren des 
TOJ-Modellversuchs wäre der fJbergang 
von Prooukten rni t geringem technologi­
schen Niveau bzw-. der Schritt von der 
Entwicklungsfirna für kundenspezifische 
Aufträge zum Aufbau eines eigenen Pro­
duktionsprogramrrs nicht rröglich get1e­

sen. Die Erträge des Unternehmens aus 
Auftragsentwicklungen reichten zwar 
aus, die Entwicklungsarbeiten zu finan­
zieren, doch für die Einrichtung der 
Produktionskapazitäten und die Markter­
schließung fehlten die Eigenmittel. 
Deshalb wurde ein Antrag auf Förderung 
in der Ta.J-Phase III, eine öffentliche 
Bürgschaft für einen Bankkredit zur 
Finanzierung der Proouktionseinrich­
tung, gestellt. 

Mehr Aufträge als eIWartet 

Von der ersten Kontaktaufnahme bis 
zur Bewilligung dauerte es ein halres 
Jahr, was von den reiden Unternehrnens­
gründern als relativ kurz eingeschätzt 
wurde ooi sehr unbürokratischer Ab.vick­
lung und großem Engagement der Techno­
logieberater der Zentrale für Prooukti­
vität und Technologie des Saarlandes 
(ZPT) und der Lastenausgleichsbank­
(LAB). Positiv wird auch die Zusamren­
arbei t rni t einer unternehrrerf reundli-
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chen Bank, einer regionalen Sparkasse, 
beurteilt, welche einen Teil des Finan­
zierungsrisikos zu übernehmen rereit 
war. Da in der Anfangsphase noch keine 
konkreten Aufträge vorlagen und gleich­
zeitig hohe Kosten für die Produktions­
einrichtung, insbesondere Werkzeug­
kosten, anfielen, errröglichte der durch 
Bürgschaften der LAB abgesicherte Kre­
dit die Markteinführung des Produkts 
dme finanzielle Probleme. Die Entwick­
lung der Auftragseingänge übertraf bis­
lang die ursprüngliche Absatzplanung 
und wird einen weiteren Kapazitätsaus­
bau erfordern. MI' 

Zum Beispiel ... 

Nach seiner Ausbildung zum Elektro­
installateur und dem anschließerrlen Be­
such des Technikums (Abschluß Elektro­
techniker) hatte Holger Behnk, Jahrgang 
1943, mehrere Jobs bei verschiedenen 
Arbeitgebern in der Elektro-, Verfah­
rens-, Cherro- und Medizintechnik, wobei 
sein Aufgabenbereich in der Regel in 
der elektronischen Meßtechnik lag. Im 
Durchschnitt währten diese Jobs etwa 
anderthalb Jahre. 1977 gründete er dann 

In einan Hanblrger Hintemaus entwik.­
kelt und pro:luziert Behnk-Elektrcnik 
seinen 
weitere 

autamtischen Coagulator l.B1d 

madizintechnische Geräte. 
Foto: ISI 



mit einem Partner ein Entwicklungslabor 
für Medizintechnik. Als die Partner 
sich 1980 zerstritten, verließ Holger 
Behnk die gemeinsame Firna und nachte 
sich allein selbständig. Zunächst ent­
wickelte er auf Honorarbasis Geräte der 
Beatnungstechnik, parallel dazu inve­
stierte er eine runde Viertelmillion in 
die Entwicklung eines Coagulaneters für 
die Gerinnungsanalyse bei Blut und 
Blutplasma. Die Entwicklung nündete in 
zwei Patenten. 

Im Herbst 1980 meldete Herr Behnk 
dann die Pirna Behnk.-Elektronik an. Der 
Unternehmenszweck besteht in Entwick­
lung, Produktion und Vertrieb medizin­
technischer Geräte. 1983 konnten von 
dem Coagulator 30 Stück zu einem Preis 
von 2000 D-1 abgesetzt werden, 1984 wa­
ren es bereits 300 Geräte. Obergroße 
Wachstumsraten könne Behnk-Elektronik 
allerdings nicht e:rwarten, da der Markt 
"im Prinzip gesättigt" sei. Mit dem 
Produkt, für dessen Entwicklung Holger 
Behnk im TaJ-Modellversuch gefördert 
wird, glaubt er jedoch, den Markt wei­
ter öffnen zu können. Sein autorrati­
scher Coagulator soll dann die "veral­
teten Meßapparate", deren Ablösung 
jetzt ohnehin fällig sei, ersetzen. Auf 
dieser Grundlage roten Europa, Nordatre­
rika und Japan einen stabilen t..-Jarkt. 

Das Prinzip des autorratischen Coagu­
lators von Behnk.-Elektronik, für das 

ein europäisches und ein japanisches 
so.vie ein amerikanisches Patent soeben 
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angemeldet wurden, basiert auf der Ver­
bindung eines optischen und mechani­

schen Meßsystems. Jeder Coagulator von 
Behnk.-Elektronik - es werden drei Grö­
ßen des "einfachen" Coagulators mit ei­
nem, zwei oder vier Meßkanälen angebo­
ten - enthält rrehrere Plätze für die 
Vorbereitung und Inkubation der Pro­
ben. In jede Küvette wird aus einem 
Spender ein Kügelchen gegeben, die vor­
bereiteten Küvetten in ·den Meßplatz 
eingeführt. Ein auf einem Elektranotor 
gelagerter Magnet bringt das Kügelchen 
in der Küvette zum Rotieren, wobei die 
Probe mit zugegebenen Reagenzien 
gleichmäßig gemischt wird. Durch die 
Vermischung werden \vesentlich präzise­
re und besser reproduzierbare Meßzeiten 
erreicht. Die Aufhellung oder die 
Trübung der Probe durch ausfallendes 
Fibrinogen wird dann q:>tisch erfaßt. 

Der Meßvorgang wird automatisch in 
Ga~ gesetzt, sobald die Zugabe des Re­
agenz im Meßplatz den Lichtfluß unter­
bricht und dadurch die Meßzeit star­
tet. Beim Autorraten sind weiterhin ein 
funitor und ein Kleinrechner anschließ­
bar, mit denen der Meßvorgang u"ber­
wacht bzw. die Meßwerte aufgezeichnet 
und weiter ausgewertet werden können. 
So.vohl das q:>tomechanische Verfahren 
als auch · der Anschluß zur Obe:rwachung 
und weiteren Auswertung sind im Patent 
enth~lten. Neben der Automatisierung 
des Meßvorgangs ist der Konkurrenzvor­
teil des autorratischen Coagulators auch 

Jeder der acht Meßplätze 

plätze des autaratischen 
Ccagulators wird extra 
an;JeZeigt. Vor der 
"Meßstation" rechts sin:1 
die Inkubationsplätze 
für die Küvettenriegel 
aoJe<>rdnet, die im 
Sdri.ebesystem links 
vorbereitet -werden. 

Foto: Behnk Elektronik 



in anderen Details zu sehen, die den 

Bedienungskomfort erhÖhen. Dazu gehört 
ein einfaches Schiebesystem für die 
Probenvorbereitung, drei zeitlich unab­
hängig voneinander arbeitende Inkuba­
tionsplätze, ein autanatisches Zurück­
setzen aller Anzeigen, die separate An­

zeige von Meßergebnissen so.vie die Tem­

peraturüberwachung der Proben in den 
Inkubationsplätzen und Startfreigabe 

durch Leuchtdioden. 

Erfolge über Kennziffenizeitschrift 
Auf der Medica 1983 wurde der auto­

rratische Coagulator bzw. sein Prinzip 
erstrrals vorgeführt, seit der gleichen 

Messe ein Jahr später gehen bei Behnk­
Elektronik die Bestellungen ein. Einen 
guten Teil der Bestellungen verdankt 
Behnk-Elektronik der Idee, in einer in­

ternationalen Kennziffernzeitschrift 
für klinische Labors das eigene Produkt 
vorzustellen. Nach dem Prinzip dieser 

Zeitschrift werden die fünf Produkte, 

für die die meisten Kennziffernanfragen 
der Leser eingehen, in einer der näch­

sten Numnern nochrrals, und zwar auf dem 

Titelblatt, abgedruckt. Holger Behnk 
hatte das Glück, daß sein automatischer 

Coagulator zu diesen fünf rreistgefrag­
ten Produkten zählte, und verdankt so 

nicht nur Einzelbestellungen, sondern 

auch Vertriebsanfragen aus dem Ausland 

dieser Annonce. 

Der kleine Betrieb in einem Hambur­
ger Hinterhaus wird derzeit für die 

Produktion des Automaten erweitert. Es 
ergab sich die r-ßglichkeit, die Be­

triebsräurre eines wegziehenden Nachbar­
unternehmens anzurnieten, so daß Behnk­

Elektronik u'ber die bisherigen rund 150 
Quadratmeter hinaus wachsen kann. Nicht 

nur um Quadratmeter, auch die achtköp­
fige Mannschaft von Behnk-Elektronik, 
wovon allerdings vier Mitarbeiter nur 
halbtags beschäftigt sind, soll jetzt 
um weitere festangestellte und Teil­

zeitkräfte erweitert v.1erden. Cb.vohl ein 

großer Teil der anspruchsvoll.eren Tä-
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tigkei ten rrd.. t der Entwicklung und dem 

Austesten des neuen Gerätes erledigt 
sind, stellt auch die t--bntage n::x:h An­

forderungen an die Arbeit der - in der­

Regel angelernten 1\rbei tskräfte. 
Behnk-Elektronik versucht nämlich, die 

Montage eines Gerätes in nur wenige Ab­

schnitte zu unterteilen, um den Mon­

tagekräften eine ganzheitliche Tätig­
keit zu ernöglichen, bei der sie sich 

auch selbst v.1eiterqualifizieren kön­

nen. Auch sonst scheint die Arbeits­

atrrosphäre in diesem Betrieb rrehr als 
nur kollegial zu sein, der Eindruckei­

nes sogenannten Turnschuh-Unternehmens 
stellt sich schnell ein. Unabhängig da­

von sind sich der Gründer und seine 
Mitarbeiter darüber einig, daß auf dem 

harten und von konservativen Kunden­
strukturen geprägten Markt rei allen 
Außenaktivitäten "natü_rlich die Turn­

schuhe ausgezogen v-.1erden11
• Dies wird 

auch weiterhin so gelten, denn die wei­

tere Entwicklung des Unternehrrens soll 

mit einer Reihe von medizintechnischen 

Meßgeräten verfolgt v-.1erden. Als näch­
stes steht ein Gerät zur Analyse von 

Blutplättchen auf dem Prograrrnn. 
Für Holger Behnk. ist der Kor-itak.t zum 

Hamburger Institut für Technologieför­
derung auch über den Zugang zu den Mit­

teln des TaJ-Modellversuchs hinaus von 
Bedeutung gewesen. Am betriebswirt­

schaftlichen Gründerstammtisch des HIT 

nirrmt er zwar nicht teil, da er in die­
sen Dingen Erfahrungen habe und deshalb 

seine Zeit wirtschaftlicher nutzen 
rröchte. Und 01:Miohl er es bisher ge­

schafft habe, die Wochenenden annähernd 
vollständig seiner Familie zu reservie­

ren, sei er an den Arbeitstagen doch 
von frlih norgens bis spät aberrls rrd..t 

dem Aufbau seines Unternehmens ausge­
füllt. Schätzen gelernt hat er aber die 
inforrrelle Unterstützung des HIT, 

wodurch ihm beispielsweise die Kontakte 
zur Hamburger Bürgschaftsgemeinschaft 

oder auch zu Zeitschriften-Redaktionen 
erleichtert worden seien. M1 



Ausland 

Die Anzahl der Unternehrrensgründun­
gen im Verarbeiterrlen Ger.verbe hat wäh­

rend der letzten Jahre so.vohl in Groß­
bri tannien als auch der Bundesrepublik 
Deutschland deutlich zugenamien. Auf 
einem Workshop in cambridge im April 
1985, der vom Fraunhofer-Institut für 
Systemtechnik und Innovationsforschung 
(ISI) zusanmen mit der Beratungsfima 
Segal-Quince-Wicksteed (SCW) organi­
siert worden war, wurden Beobachtungen 
über technologieorientierte Unterneh­
rrensgründungen ('!'CU) in diesen beiden 
Ländern zusarnrrengetragen und disku­
tiert. Die Wahl des Tagungsortes Cam­

bridge bot sich an, da in diesem -
vielleicht wichtigsten regionalen 
Schwerpunkt der High-tech-Industrie in 
Großbritannien rund 260 junge Technolo­
giefinnen angesiedelt sind. 

Ausgangspunkt des van Bundesfor­
schungsministerium, dem Britischen In­
dustrieministerium und der Anglo-German 
Foundation finanzierten Workshops war 
die Studie von Arthur D. Little über 
technologieorientierte neue Unternehlren 
in Großbritannien und in der Bundesre­
publik Deutschland aus der Mitte der 
70er Jahre. Diese Studie hatte zum da­
maligen Zeitpunkt einen erheblichen 
Rückstand beider Länder im Vergleich zu 
den USA festgestellt. In der Bundesre­
publik wurden etwa 100, in Großbritan­
nien etwa 200 Unternehlren dieses Typs 

identifiziert, die generell im Ver­
gleich zu den USA eine erheblich gerin­
gere Rolle für die beiden Volkswirt­
schaften spielten. Im ersten Teil des 
Workshops versuchten ISI und S(JN her­
auszuarbeiten, ob und welche Änderungen 
seit der Mitte der 70er Jahre in beiden 
Ländern eingetreten sind. Da in reiden 
Ländern keine entsprechenden statisti-
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sehen Grundlagen zur Verfügung stehen, 
mußte je.,,,eils auf Förderstatistiken, 
Harrlelsregistereintragungen bzw. Daten 
reg~onaler Entwicklungsagenturen sc,...,ie 
von Banken zurückgegriffen vve.rden. Auf 
diese Weise wurden für die Bundesrepu­
blik rund 3.000, für Großbritannien 
rund 4.000 im weiteren Sinne technolo­
gieorientierte junge Unternehrren im 
Verarbeitenden Ger.verbe identifiziert, 
die seit 1970 gegründet wurden und heu­
te noch restehen. Die Zahl der Neugrün­
dungen pro Jahr scheint sich in beiden 
Ländern in den High-tech-Bereichen im 

Vergleich zum Beginn der 70er Jahre er­
heblich gesteigert zu haben. So wird 
für die Bundesrepublik von einer Anzahl 
von rund 300 technologieorientierten 
Unternehrrensgründungen im Verarbeiten­
den Ger.verbe jährlich ausgegangen. 

Unterschiede ergaben sich im Ver­
gleich der Unternehlren: Für die Bundes­
republik wird 10 Jahre nach der Grün­
dung der TCl.Js von durchschnittlich 40 
bis 50 Beschäftigten, in Großbritannien 
zwischen 20 und 30 Beschäftigten ausge­
gangen. Die S_panrrweite ist je.,,,eils sehr 
groß und reicht von weniger als 10 bis 
über 500 Beschäftigten. Auf dieser 
Grundlage kann rran schließen, daß der 
direkte Beschäftigungsbeitrag dieser 
Unternehlren in reiden Lärrlern gering 
veranschlagt werden muß. 

Unterschiedliche F"ördeI:philooophien 
Nach einer ausfuhrlichen Diskussion 

anhand rrehrerer Referate über Entwi~..k­
lungsmuster, Wachstumsrröglichkei ten und 
rrögliche institutionelle Hilfen für 
technologieorientierte Unternehrrens­
gründungen wurden. einschlägige staatli­
che Förderprogramrre aus Großbritannien, 
der Bundesrepublik Deutschlarrl und den 
USA vorgestellt. &lward Cunningham, 
Direktor der Scottish Developnent Agen­
cy berichtete darüber, daß die SDA ver­
sucht, direkt als Venture-Capital-Ge­
sellschaft tätig zu ~:rden und auch 
diesen vergleichbare Verhaltensweisen 



an den Tag legt. Diese britische För­

derungsart unterscheidet sich - trotz 
ähnlicher Einteilung in den Konzeptio­
nierungs-, Entwicklungs- und Produk­

tionsaufbauphase - mit ihrer Beteili­
gungsstrategie von den Zuwendungen und 

Risiko-Kreditbürgschaften des M::xiell­

versuchs ''Förderung technologieorien­
tierter Unternehmensgründungen", der 

von Dr. Günter Keil aus dem Bundesmini­
sterium für Forschung und Technologie 

referiert wurde. Beiden Förderungen 

liegt also ein ähnliches Konzept zu­
grunde, dennoch verfolgen sie unter­

schiedliche Philosophien. Das Sma.11 

Business Innovation Research Program 

der US-Regierung, das von Roland Tib­
betts von der National Science Founda­

tion erläutert wurde, unterscheidet 
sich von beiden Prograrnrren insbesondere 

durch die Auswahl der Unternehmen: Von 
den großen US-amerikanischen Regie­

rungsagenturen werden FuE-Aufträge öf­
fentlich ausgeschrieben; die Gewinner 
der jeweiligen Ausschreibungen erhalten 
sONohl für die Konzepterstellung und -

nach einer weiteren Uberprüf-ung - auch 

für die Entwicklungsphase öffentliche 

Aufträge, während das Prograrrm bei der 

Vermarktung der entwiCkEüten Proouk.te 

lediglich Unterstützung für die Er­
schließung privater Finanzienmgsquel­

len leistet. 
Als Fazit des Workshops, Über den 

ein Berichtsband mit ausführlicher Do­

kurentation aller Themen beim ISI in 
Vorbereitung ist, bleibt festzuhalten, 
daß die direkten Wirkungen der techno­
logieorientierten Unternehmensgründun­

gen für Beschäftigung und Pro:luktion in 
beiden Ländern geringer sein werden, 
als vielerorts erwartet, daß von ihnen 
andererseits ein wichtiger Beitrag zur 
Innovationstätigkeit in reiden Volks­

wirtschaften ausgeht. Die positiven 
Wirkungen würden sich einerseits über 

Lieferbeziehungen zwischen TOUs und 
etablierten Finren, an:lererseits aber 
auch uber nicht direkt meßbare Wirkun-
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gen auf das unternehrrer.ische Klima o:ler 

die Handlungsweisen von wirtschaftsre­
levanten Institutionen wie Finanziers 
und Technologieproduzenten einstellen. 

HK 

Uber cambridge als regionalen 

Schwerpunkt der birtischen High-tech­
Indsutrien hat die Beratungsfinna 
Segal-Quince-Wichstero. (SCW) eine Stu­

die erstellt und veröffentlicht. Die 
Studie beschreibt, quantifziert und 
analyisiert die Entwicklung rund um die 

Universitätsstadt. Sie zeigt den Stamm­

baum der Unternehrren, der Universität 
und zu ameen regionalen Organisatio­

nen. Weiter versuchen die Autoren, die 
Erfahrungen von Cambridge auf Überregi­

onale und lokale Entwicklungspolitiken 
abzubilden, -w::>bei sie das Verhältnis 

zwischen Hochschule und Industrie sCMie 
die Einflußrröglichkeiten von For­
scl1ungsparks diskutieren. 

Die Studie kann zum Preis von 
18, 2 Pfund Sterling bei SCW, Hall 

Keepers House, U2 Castle Street, 

cambridge CB3 OAJ, Großbritannien 
bezogen 'Werden. 

rracel 
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Finanzierung 

Kreditgarantiegemeinschaften als 
Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft 
gehen zunehmend größere Risiken ein. 

Mit ihren Bürgschaften für Kredite und 
Leasingverträge so.vie den Garantien für 
Kapitalbeteiligungen hätten sie 1983 in 

rund zwei Drittel aller ihrer "Fälle" 
neu zu gründerrle Unternehrren unter­
stützt. Die Kreditgarantiegemeinschaf­
ten hätten bis heute Über 85.000 Bürg­
schaften für ein Kreditvolumen vcn rund 
8,2 Mrd. IM libernanmen. 

In 
stellt 

seinem Jahresbericht 1983/84 
der Gemeinschaftsausschuß der 

Bundeskreditgarantiegemeinschaften 
fest, daß mit der stärkeren Risikobe­
reitschaft von Kreditinstituten, die 
erwartete zukünftige Erträge imrrer rrehr 
zum Kriterium ihrer Kreditentscheidung 

28 

nachten, auch die Kreditgarantien 
jetzt mehr für die Abdeckung hbberer 
wirtschaftlicher Risiken beantragt wür­

den. So habe eine Bilanzanalyse geför­
derter Engagements gezeigt, daß die 

durch Kreditgarantiegerreinschaften be­
treuten Unternehrren 1982 durchschnitt­
lich lediglich Über knapp sechs Prozent 
Eigenkapital verfügten. 

Diese Entwicklung habe dazu gefuhrt, 
daß die Anzahl der Ausfälle erheblich 
zugen.anrren hat. Von 1980 auf 1983 stieg 

die Zahl der Ausfälle von 110 i.iber 151 
und 196 auf 321. Der Ausfallbetrag er­
hbbte sich von 7, 3 Mio IM 1980 auf 26, 3 

t-üo DM 1983. Als Ausfallursachen benen­
nen die Kre<il tgarantiegemeinschaften 
mit etwa 60 Prozent an erster Stelle 
"persönliche Probleme", wie "Tod, 
Scheidung, Managementfehler". Aller­
dings sei auch weiterhin zu beobachten, 
daß venrehrt strukturell und konjunktu­
rell bedingte Ursachen zum Scheitern 
der geförderten Unternehrren geftihrt 
hätten. r+1 




